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BM Thul stellt fest, dass form- und fristgerecht eingeladen wurde und eröffnet nach Feststel-
lung der Beschlussfähigkeit die 17. Sitzung des Rates der Stadt Bergneustadt. 
 
Vor Einstieg in die heutige Tagesordnung bittet BM Thul den Stadtrat sich von seinen Plätzen 
zu erheben, um in einer Schweigeminute dem kürzlich verstorbenen ehemaligen Bürger-
meister und Ehrenbürgermeister Karl Siegfried Noss zu gedenken. 
 
I. Änderung der Tagesordnung 
 
Es werden keine Änderungswünsche zur Tagesordnung beantragt. 
 
 
 
Öffentliche Sitzung 
1. Umbesetzung von Gremien und Ausschüssen 

-FB 1/4 
  

Stv. Schmid beantragt für die CDU-Fraktion, Herrn Markus Rädler als zusätzlichen 
stellvertretenden sachkundigen Bürger in den Ausschuss für Umwelt und Zu-
kunftsfragen aufzunehmen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

  
2. Bebauungsplan Nr. 69 – Wiebusch 

0388/2023-FB 4 
  

BM Thul begrüßt zu diesem TOP Herrn Prof. Hartmut Welters von der Firma 
postwelters + partner mbH, Dortmund sowie Herrn Andre Kleinpoppen, Eikamp 
GbR, Solingen. Nach einer kurzen Einführung führt Prof. Hartmut Welters an-
schließend durch die Abstimmung der nachfolgend aufgeführten Einzelabwägun-
gen: 
 
Abwägung der im Rahmen der Beteiligungsverfahren eingegangenen Stellung-
nahmen:  
 
I. Frühzeitige Beteiligung 
 
A) Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit (gem. § 3 Abs. 1 BauGB): 
 

1. 1.-4. Einwender, Johann-Hackenberg-Straße, Bergneustadt, drei identi-
sche Schreiben vom 13. und 14.04.2022 

 
 (Anm. der Verwaltung: In den vier wortgleichen Einwendungen wird als 
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Betreff der Bebauungsplan BA+B genannt, gegen den sich die Einwendungen rich-
ten. Dieser Bebauungsplan durchläuft derzeit ein Aufhebungsverfahren. Aufgrund 
der Inhalte ist jedoch davon auszugehen, dass sich die Einwendungen gegen den 
Bebauungsplan 69 -Wiebusch- richten, sodass sie hier mit in die Abwägung ge-
nommen werden.) 
 
1.1. Teil 1 der vier wortgleichen Einwender-Schreiben vom 13. und 

14.04.2022 
1.1.1. Inhalt der Stellungnahme der Einwendenden 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
hiermit legen wir Widerspruch ein gegen den Bebauungsplan Nr. 8A und 8B „Ei-
chenfeld" eingelegt. (Anm. der Verwaltung: Als direkte Anwohner sind wir unmit-
telbar von der geplanten Änderung betroffen und widersprechen dieser daher mit 
folgender Begründung: 
Es kommt zu signifikanten Erhöhungen der Emissionen in Bezug auf Lärm, Verkehr 
und Staub. 
( ... ) 
 
1.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die zusätzliche Verkehrsmenge, die durch die geplante Wohnbebauung auf den 
benachbarten Bestandsstraßen zu erwarten ist, wurde durch eine Fachingenieurs-
gesellschaft ermittelt. Auf Grundlage einschlägiger Fachliteratur und Rechenpro-
gramme wurde für das geplante Wohngebiet ein Verkehrsaufkommen von insge-
samt rund 191 Fahrten pro Werktag im Quell- und Zielverkehr ermittelt. 
Für die vormittägliche Spitzenstunde werden 12 Kfz-Fahrten, für die nachmittägli-
che Spitzenstunde 15 Kfz-Fahrten berechnet. Diese verteilen sich aus dem Plan-
gebiet über die beiden Anschlüsse »Zum Wiebusch« und »Zur Alten Wiese« auf 
das bestehende Straßennetz. Die Planung im Teilbereich südlich des Leienbaches 
wird nicht mehr weiter verfolgt und die Fläche im Zuge des weiteren Verfahrens 
aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen. Der Zusatzver-
kehr auf der Johann-Hackenberg-Straße entfällt somit. 
Die Anzahl der ermittelten zusätzlichen Fahrten liegt im Bereich wochentäglicher 
Schwankungen und kann über das bestehende Straßennetz verträglich abgewi-
ckelt werden. Gemäß der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) ist 
der Wohnweg (Verkehrsberuhigter Bereich) für Verkehrsstärken kleiner 150 Kfz/h 
geeignet; die Wohnstraße (Tempo 30) für Verkehrsstärken kleiner 400 Kfz/h. 
Die ermittelten Verkehrsmengen bewegen sich somit in einem deutlich unterge-
ordneten Bereich: sowohl hinsichtlich der absoluten Zahlen als auch in Relation zu 
den Bestandsverkehren im erheblich größeren Wohngebiet »Eichenfeld«. 
Insgesamt kann die verkehrliche Zusatzbelastung als deutlich untergeordnet und 
damit als zumutbar in dem bestehenden Straßennetz des Wohngebietes »Eichen-
feld« angesehen werden. 
Die planungsbedingte Mehrbelastung bzgl. Emissionen wie Lärm und Staub kor-
respondiert linear mit dem Verkehrsaufkommen. Dementsprechend ist auch hier 
festzustellen, dass lediglich eine deutlich untergeordnete und damit zumutbare 
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Mehrbelastung durch Emissionen zu erwarten ist. 
 
1.1.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt, da die ermittelten zusätzlichen Verkehrs-
mengen und die damit einhergehenden Emissionen.in dem bestehenden Stra-
ßennetz eine deutlich untergeordnete Größenordnung aufweisen und damit als 
zumutbar anzusehen sind. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.2. Teil 2 der vier wortgleichen Einwender-Schreiben vom 13. und 

14.04.2022 
1.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Einwendenden 
 
( ... ) Tausende Quadratmeter von gesunder Wald- und Naturfläche sollen zerstört 
werden, um ein Wohnbauprojekt umzusetzen. Damit sind erhebliche, nachteilige 
Auswirkungen nicht nur auf Anwohner, sondern auch Tiere, Pflanzen und biologi-
sche Vielfalt zu erwarten. ( ... ) 
 
1.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Nach § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch besteht die Pflicht, bei der Aufstellung oder Ände-
rung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die Belange 
des Umweltschutzes ermittelt und bewertet werden. Hierzu werden zum einen 
die voraussichtlich erheblichen Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter 
Mensch und menschliche Gesundheit, Tiere und Pflanzen, Boden und Fläche, 
Wasser, Klima und Luft, Landschaft und Erholung sowie kulturelles Erbe und sons-
tige Sachgüter beschrieben. Zum anderen wird im Umweltbericht dokumentiert, 
wie die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge durch Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Bauleitplanes berücksichtigt und wel-
che Maßnahmen zur Kompensation der (verbleibenden) Eingriffe vorgenommen 
werden. 
Im Umweltbericht werden die Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter 
unter Hinzuziehung der vorliegenden Informationsgrundlagen (Fachgutachten, 
Stellungnahmen etc.) und unter Berücksichtigung der Ausprägung der betroffenen 
Schutzgüter analysiert. Die Umweltprüfung bezieht sich hierbei auf das, was nach 
gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie 
nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Planwerkes in angemessener Weise ver-
langt werden kann. 
Im Rahmen der Umweltprüfung wird neben dem Geltungsbereich des Bauleitpla-
nes auch das Umfeld und mögliche Wirkungen auf die Umgebung mitberücksich-
tigt. Der Betrachtungsrahmen bzw. die Abgrenzung des Untersuchungsraums ist 
hierbei abhängig vom jeweiligen Schutzgut, den Verflechtungsbereichen und den 
zu erwartenden Wirkungen. Grundsätzlich ist im vorliegenden Fall davon auszu-
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gehen, dass sich Auswirkungen lediglich auf das nähere Umfeld des Plangebietes 
beschränken. 
Die Planung führt zu einer Beanspruchung von landwirtschaftlich genutzten Grün-
landflächen am Siedlungsrand mit mittlerer Biotopwertigkeit sowie von Waldflä-
chen. Insgesamt gehen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes etwa 0,9 ha 
Wald und ca. 1,2 ha Grünland verloren, die an anderer Stelle im Stadtgebiet fach-
gerecht kompensiert werden. Hierbei handelt es sich um die Umwandlung von 
Fichtenwald in standortgerechten Laubwald sowie um eine Erstauffors-
tung/Waldrand-Neuanlage auf einer Grünlandfläche. Ferner wird die Grünland-
nutzung in einem Bachtal weiter extensiviert. 
Im Hinblick auf die Artenschutzbelange wurde eine zweistufige Begutachtung 
durchgeführt, die zu dem Ergebnis kommt, dass unter Berücksichtigung bestimm-
ter Auflagen und Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Bedenken bestehen 
und erhebliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können. 
 
1.2.3.  Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt, da die planungsbedingten Eingriffe in den 
Naturhaushalt gemäß der gesetzlichen Vorgaben durch Maßnahmen innerhalb 
des Stadtgebietes ausgeglichen werden und nach fachgerechter Prüfung erhebli-
che Beeinträchtigungen von Menschen, Tieren, Pflanzen und der biologischen 
Vielfalt ausgeschlossen werden können. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.3. Teil 3 der vier wortgleichen Einwender-Schreiben vom 13. und 

14.04.2022 
1.3.1. Inhalt der Stellungnahme der Einwendenden 
 
( ... ) Das aktuelle Verkehrskonzept ist für den durch das Bauvorhaben zu erwar-
tenden Anstieg des Verkehrsaufkommens nicht ausgelegt. Die Zufahrtsstraßen 
sind nicht ausreichend befestigt, um das enorme zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowohl an Fahrzeugen als auch schwerem Baugerät zu bewältigen. Darüber hin-
aus stellt eine solche Mehrnutzung der Straßen eine große Unfallgefahr für Kin-
der, die sich beispielsweise auf dem Weg von oder zur Schule befinden, dar. 
Mit besten Grüßen 
Familie XXXXXXXX 
 
1.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Im Zuge der Baumaßnahme werden die im städtischen Eigentum befindlichen 
Flurstücke 3280 und 3880 entsprechend ausgebaut, um den verkehrlichen An-
schluss an die Straßen »Zum Wiebusch« und »Zur Alten Wiese« und damit an das 
bestehende Straßennetz herzustellen. Bezüglich der Zumutbarkeit der planungs-
bedingten Zusatzverkehre im bestehenden Wohngebiet »Eichenfeld« wird auf die 
planerische Stellungnahme der Verwaltung zu Punkt 1 (Ziffer 1.1.2) verwiesen. 
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Eine signifikant erhöhte Unfallgefahr kann aus den ermittelten Verkehrsmengen 
nicht abgeleitet werden. 
 
1.3.3. Beschluss:  
 
Auf den Beschlussvorschlag zu Punkt 1 der Stellungnahme (Ziffer 1.1 .3) wird ver-
wiesen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2. 5. Einwender, Zum Knollen, Bergneustadt, Schreiben vom 18.04.2022 
2.1. Inhalt der Stellungnahme des Einwendenden 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Widerspruch richtet sich gegen die Bebauung in der Verlängerung der Johann-
Hackenberg-Straße. 
Die geschlossene Einfamilienhaus-Bebauung wird durch die in Planung befindliche 
TinyHouse-Siedlung zerstört. 
Ob die Bebauung überhaupt möglich ist, da es sich hier um Waldgebiet handelt, 
kann ich nicht beurteilen. 
Auch ist die Straße meines Erachtens für den dann als Folge erhöhten PKW-
Verkehr nicht geeignet. 
Mit freundlichen Grüßen 
Xxxxxxxxx 
 
2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Planung im Teilbereich südlich des Leienbaches, wo die Tinyhäuser geplant 
waren, wird nicht mehr weiter verfolgt und die Fläche im Zuge des weiteren Ver-
fahrens aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen. Somit 
ist der Gegenstand der Einwendung nicht mehr Teil dieser städtebaulichen Pla-
nung. 
Im Übrigen wird auf die planerische Stellungnahme der Verwaltung zum Schrei-
ben der Einwender aus der Johann-Hackenberg-Straße vom 13. und 14.04.2022 
verwiesen. 
 
2.3 Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem die Planung im Teilbereich südlich des 
Leienbaches, wo die Tinyhäuser geplant waren, nicht mehr weiter verfolgt wird 
und die Fläche aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen 
wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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B) Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (gem. § 4 Abs. 1 BauGB): 

 
1.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, Bonn, Schreiben vom 23.03.2022 
 
1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Pla-
nung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Laute 
 
1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2.  Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL West, PTI 22, Köln, Schreiben 

vom 25.03.2022 
 
2.1.  Teil 1 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 25.03.2022 
2.1.1 .  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte(r) Frau Anneliese Martini, 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgen-
des hin:  Im Planbereich befinden sich z. Zt. keine Telekommunikationslinien der 
Telekom. Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestör-
te Nutzung ihres Netzes sowie Ihre Vermögensinteressen - sind nicht betroffen. ( 
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... ) 
 
2.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
2.1.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2.2.  Teil 2 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 25.03.2022 
2.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit 
einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,50 m für die Unterbringung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baum-
pflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzu-
stellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweite-
rung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsanschlüssen ist die Ver-
legung zusätzlicher Telekommunikationsanlagen erforderlich. Falls notwendig, 
müssen hierfür bereits ausgebaute Straßen wieder aufgebrochen werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leistungsträ-
ger ist es notwendig, dass uns Beginn und Ablauf der Erschließungsanlagen im 
Bebauungsplangebiet der Deutsche Telekom Technik GmbH, Tl NL West, PTI 22 so 
früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den an: 
Deutsche Telekom Technik GmbH T NL West, PTI 22, Innere Kanalstr. 98, 50672 
Köln. ( ... ) 
 
2.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Bitte der Telekom GmbH, fachliche und betriebsspezifische Hinweise als Fest-
setzungen 
in den Bebauungsplan aufzunehmen, wird nicht entsprochen. 
Für den von der Telekom GmbH formulierten Festsetzungsvorschlag gibt es weder 
eine planungsrechtliche Grundlage noch würde dies dem gebotenen Gleichbe-
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handlungsgrundsatz entsprechen, da andere Telekommunikationsunternehmen 
hierdurch benachteiligt würden. 
Darüber hinaus wäre der fachliche Detaillierungsgrad der formulierten Hinweise 
für eine allgemeinverbindliche Festsetzung unangemessen. 
Da es sich jedoch bei den fachlichen und betriebsspezifischen Hinweisen um 
sachdienliche Hinweise für die Planung und Ausführung der Erschließungsflächen 
handelt, werden sie an die zuständige Fachplanung weitergeleitet.  
 
2.2.3. Beschluss: 
 
Der Bitte der Telekom GmbH, fachliche und betriebsspezifische Hinweise als Fest-
setzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen, wird nicht gefolgt. Die Hinweise 
werden an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2.3.  Teil 3 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 25.03.2022 
2.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine 
Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdi-
scher Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung 
sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. 
 
2.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
2.3.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
3.  Thyssengas GmbH, Dortmund, Schreiben vom 31.03.2022 
 
3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
mit Ihrer Nachricht vom 17.03.2022 teilen Sie uns die o.g. Maßnahme/n mit: 
•  Durch die o.g. Maßnahme werden keine von Thyssengas GmbH betreuten 
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Gasfernleitungen betroffen. 
•  Neuverlegungen in diesem Bereich sind von uns zz. nicht vorgesehen. 
Gegen die o.g. Maßnahme bestehen aus unserer Sicht keine Bedenken. 
Bitte beachten Sie unsere neue Anschrift: 
Thyssengas GmbH, Emil-Moog-Platz 13, 44137 Dortmund 
Mit freundliche Grüßen 
Thyssengas GmbH 
i.V. Anke 
 
3.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
3.3.  Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
4.  Bezirksregierung Köln - Dezernat 54 - Gewässerentwicklung, Schreiben 

vom 07.04.2022 
 
4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 
Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
mit Ihrem Schreiben vom 17.03.2022 übersandten Sie mir die Unterlagen zum 
oben genannten Verfahren. In dem Verfahren erkenne ich keine Betroffenheit der 
Zuständigkeiten von Dezernat 54 der Bezirksregierung Köln (Obere Wasserbehör-
de). 
Bei weiteren Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Anja Fischenich. 
 
4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
4.3. Beschlussvorschlag 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
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5.  Die Autobahn GmbH des Bundes - Niederlassung Westfalen – Außenstel-

le Bochum, Schreiben vom 08.04.2022 
 
5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 
Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Martini, 
durch die oben aufgelisteten Bauleitplanungen der Stadt Bergneustadt werden 
die von der Autobahn GmbH des Bundes wahrzunehmenden Belange nicht tan-
giert. 
Freundliche Grüße 
gez.: Jörg Linius {Abteilungsleiter Recht) gez.: Olaf Raabe (Sachbearbeiter) 
 
5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
5.3. Beschluss:  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
6.  Industrie- und Handelskammer zu Köln, Schreiben vom 08.04.2022 
 
6.1 .  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
es ist geplant, Wohnbebauung zu errichten. 
Unter Berücksichtigung der uns vorliegenden Unterlagen, sehen wir zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt die Belange der gewerblichen Wirtschaft nicht berührt. Die 
IHK Köln, Geschäftsstelle Oberberg, hat daher gegen diese Bauleitplanung keine 
Bedenken. 
Mit freundlichen Grüßen 
Industrie- und Handelskammer zu Köln 
Gez. Katarina Matesic 
Leiterin Standortpolitik 
 
6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
6.3. Beschluss: 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
7.  NABU, Ortsgruppe Bergneustadt, Schreiben vom 10.04.2022 
 
7.1.  Teil 1 des Schreibens des NABU vom 10.04.2022 
7 .1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
nach Durchsicht der Unterlagen möchten wir auf folgendes hinweisen: 
Im Rahmen der Planausführungen ist besonders auf den Schutz des Leienbacbes 
und teilweise auch auf seine natürliche Uferwiederherstellung zu achten. ( ... ) 
 
7.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
Das Bachbett des Leienbaches sowie ein 3,0 m breiter Gewässerrandstreifen wer-
den. im Bebauungsplan als private Grünfläche in Verbindung mit einem Erhal-
tungsgebot für den vorhandenen Gehölzbestand planungsrechtlich gesichert. 
 
7 .1.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Leienbach nebst dessen Gewässer-
randstreifen im Bebauungsplan sachgerecht berücksichtigt wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
7.2.  Teil 2 des Schreibens des NABU vom 10.04.2022 
7.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Ein landschaftspflegerischer Begleitplan mit Umweltbericht ist zu erstellen 
und den Beteiligten alsdann vorzulegen. Dabei sind auch die Ausgleichsflächen 
aufzuzeigen. ( ... ) 
 
7.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung erarbeitet, die den naturschutzrechtliche Ausgleich der Planung 
nachweist. Ferner erfolgt durch geplante Aufforstungsmaßnahmen auf einer 
plangebietsexternen Fläche der forstrechtliche Ausgleich für die Inanspruchnah-
me von im Plangebiet befindlichen Wald. Alle geplanten Ausgleichsmaßnahmen 
sind im Umweltbericht dokumentiert. 
Die Erstellung eines gesonderten landschaftspflegerischen Begleitplanes wird aus 
fachlicher Sicht als nicht erforderlich angesehen, da alle erforderlichen Minde-
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rungs- und Ausgleichsmaßnahmen ausreichend in Textform im Umweltbericht 
formuliert werden können. 
 
7.2.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem im Umweltbericht der umweltrechtlich 
erforderliche Ausgleich und die hierfür erforderliche Flächen sachgerecht ermit-
telt, beschrieben und dokumentiert wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
7.3.  Teil 3 des Schreibens des NABU vom 10.04.2022 
7.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Einen besonderen Schutz sollte der Laubwald im östlichen Teil des Plangebie-
tes erhalten; dieser darf auf keinen Fall berührt werden. ( ... ) 
 
7.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Das Plangebiet rückt im Osten an den Laubwald heran, überplant ihn jedoch nicht. 
Der Laubwald östlich des Plangebietes wird nicht berührt. 
Im nördlichen Teil des Plangebietes wird ca. 0,9 ha Waldfläche in Anspruch ge-
nommen. In Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde erfolgt hierfür Wal-
dersatz im Flächen- und Funktionsverhältnis von 1: 1. Der Waldersatz erfolgt auf 
hierfür mit der Forstbehörde abgestimmten Flächen innerhalb des Stadtgebietes 
von Bergneustadt. 
 
7.3.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt, da im Plangebiet Waldflächen überplant 
werden, die in Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde innerhalb des 
Stadtgebietes sachgerecht ersetzt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
7.4.  Teil 4 des Schreibens des NABU vom 10.04.2022 
7.4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Die Fläche für die vorgesehenen Tinyhäuser sollte ganz aus dem Plan ge-
nommen werden. So sinnvoll diese „Versuchssiedlung" auch ist, könnte diese auf 
der nun freien bzw. freiwerdenden Fläche An der Schönen Aus-
sicht/Talsperrenstrasse errichtet werden. Es ist bekannt,  dass nach Abriss der 
Mehrfamilienhäuser dort in den nächsten Jahrzehnten keine Wohnhäuser mehr 



- 16 - 

 

entstehen dürfen, doch die Alternative kann nicht sein, dass stattdessen der 
Wohnungsbau sich immer weiter in die freie Landschaft frisst. Hier sollte unbe-
dingt mit den Aufsichtsbehörden eine praktikable, sinnvolle Lösung gesucht wer-
den. 
Viele Grüße, 
Wolfgang Scharf 
Vorsitzender 
 
7.4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Planung im Teilbereich südlich des Leienbaches, wo die Tinyhäuser geplant 
waren, wird nicht mehr weiter verfolgt und die Fläche im Zuge des weiteren Ver-
fahrens aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen. 
 
7.4.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem die Planung im Teilbereich südlich des 
Leienbaches, wo die Tinyhäuser geplant waren, nicht mehr weiter verfolgt wird 
und die Fläche aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen 
wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
8.  Landesbetrieb Wald und Holz NRW - Regionalforstamt Bergisches Land, 

Gummersbach, Schreiben vom 11.04.2022 
 
8.1.   Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Frau Kaiser, 
aus forstrechtlicher Sicht bestehen gegen den o.g. Planentwurf erhebliche Beden-
ken. Konkret richten sich die Bedenken gegen die dauerhafte Umwandlung von 
Wald zugunsten von Wohnbaufläche. 
Begründung: 
Im Plangebiet stockt Wald im Sinne des § 2 Bundeswald- bzw. § 1 Landesforstge-
setz NRW. Konkret unterliegen folgende Flurstücke dem Forstrecht: Gemarkung 
Bergneustadt, Flur 7, Flurstücke 896/9200, 897/9200, 1174/9300, 1175/9300, 
163/300, 163/500, 164/100 sowie 164/800. 
Im geltenden Bebauungsplan Nr. 8A + B „Eichenfeld" sind die in Rede stehenden 
Flurstücke zudem als Flächen für Wald planungsrechtlich gesichert. 
Bei der Feststellung der Waldeigenschaft ist die Darstellung im Flächennutzungs-
plan übrigens unerheblich (OVG NRW, Urt. vom 06.07.2000- 7a D 101/97.NE -). 
Jeder Wald erfüllt wichtige Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen (vgl. § 1 Bun-
deswaldgesetz). Der gesetzliche Schutz und Erhalt besagter Funktionen wird dar-
über hinaus im Landesentwicklungsplan NRW erneut aufgegriffen und unter Ziel 
7.3-1 „Walderhaltung und Waldinanspruchnahme" ergänzt bzw. konkretisiert: 
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Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entgegenstehende Planungen und Maß-
nahmen nur dann in Anspruch genommen werden, wenn für die angestrebten 
Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, dieser nicht außerhalb von Waldberei-
chen realisierbar ist und die Waldumwandlung auf das unbedingt erforderliche 
Maß beschränkt wird. 
Den Planunterlagen kann ich weder eine Varianten- oder Standortprüfung für die 
geplante Wohnbebauung entnehmen, die den Waldverlust· als „ultima ratio" 
ausweisen, noch wird überhaupt die Waldeingriffsfläche mit einer Flächengröße 
quantifiziert. Es wird der Eindruck erweckt, die Flächen könnten sofort einer Be-
bauung zugeführt werden. Zu guter Letzt fehlt es den Planunterlagen insgesamt 
an einem schlüssigen Kompensationskonzept. 
Zusammenfassend halte ich fest, dass Wald den überwiegenden Teil des Plange-
bietes ausmacht. Der Waldeingriff als „ultima ratio" wird nicht begründet; geprüf-
te Alternativen werden nicht dargestellt. Ein Kompensationskonzept fehlt voll-
ständig. 
Die Bedenken bleiben solange im Verfahren bestehen, bis der erforderliche Be-
darf und die Variantenprüfung nachgewiesen sind. Neben dem vollständigen 
Waldeingriff ist ein Ersatzaufforstungskonzept im Flächen- und Funktionsverhält-
nis von 1: 1 zu erarbeiten. 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
Tobias Kreckel 
 
8.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die von der Forstbehörde geäußerten Bedenken wurden im Zuge der Erarbeitung 
der Umweltprüfung und des Umweltberichtes sachgerecht berücksichtigt. 
In Abstimmung mit der Forstbehörde erfolgt ein Waldersatz für die ca. 9.326 m2 
überplante Waldflächen im geforderten Flächen- und Funktionsverhältnis von 1:1 
plangebietsextern innerhalb des Stadtgebietes. 
Der Waldersatz soll auf einem geeigneten Grundstück im Stadtgebiet von 
Bergneustadt mit einer Flächengröße von rund 7.400 m² erfolgen. Beabsichtigt ist, 
dass einem angrenzenden Waldbestand ein gestaffelter Waldrand aus standort-
heimischen Arten vorgelagert wird. 
Ferner erfolgt auf einem weiteren Grundstück in Bergneustadt eine Umwandlung 
von flächig abgestorbenen Fichtenbeständen in standortgerechten Laubwald. Das 
Flurstück weist eine Größe von 16.582 m² auf. 
Mit den vorgenannten Maßnahmen kann ein sachgerechter und ausreichender 
Waldersatz gewährleistet werden. 
 
8.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem ein sachgerechter und ausreichender 
Waldersatz für die durch die Planung in Anspruch genommen Waldflächen ge-
währleistet wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 



- 18 - 

 

 
 
9.  Bezirksregierung Arnsberg - Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 

Dortmund, Schreiben vom 12.04.2022 
 
9.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Frau Martini, 
aus bergbehördlicher Sicht gebe ich Ihnen zum o. g. Planvorhaben folgende Hin-
weise: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt teilweise über einer bereits erlo-
schenen Bergbauberechtigung, deren letzter Eigentümer nicht mehr erreichbar 
ist. Eventuell vorhandene Rechtsnachfolger des letzten Eigentümers sind hier 
nicht bekannt. 
Aus den vorgenannten Gründen wird mitgeteilt, dass in den hier derzeitig vorlie-
genden Unterlagen im Planbereich kein umgegangener Bergbau dokumentiert ist. 
Mit bergbaulich bedingten Einwirkungen auf die Tagesoberfläche ist demnach 
nicht zu rechnen und es bestehen aus bergbehördlicher Sicht keine Bedenken zum 
in Rede stehenden Bebauungsplan. 
Für eventuelle Rückfragen zu dieser Stellungnahme stehe ich Ihnen gern zur Ver-
fügung. 
Bearbeitungshinweis: 
Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grund-
lage des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet: Die Bezirksregierung Arnsberg hat 
die zugrunde liegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschreitende Aus-
wertung und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue Erkenntnisse 
können zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu abweichenden Informations-
grundlagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens oder Planbereich 
kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Da-
ten kann insoweit nicht übernommen werden. Soweit Sie als berechtigte öffentli-
che Stelle Zugang zur Behördenversion des Fachinformationssystems „Gefähr-
dungspotenziale des Untergrundes in NRW" (FIS GDU) besitzen, haben Sie hier-
durch die Möglichkeit, den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur 
bergbaulichen Situation zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informati-
onsmöglichkeiten dieses Auskunftssystems finden Sie auf der Homepage der Be-
zirksregierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs „Behörden-
version GDU". Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die Daten neben der An-
wendung ebenfalls als Web Map Service (WMS) zu nutzen. 
Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 
Im Auftrag 
gez. Sören Wenzig. 
 
9.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise werden an die entsprechende Fachplanung weitergeleitet. Die fach-
lichen Hinweise werden im Umweltbericht sachgerecht berücksichtigt. 
 
9.3.  Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die fachlichen Hinweise werden 
im Umweltbericht sachgerecht berücksichtigt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
10.  Aggerverband, Gummersbach, Schreiben vom 14.04.2022 
 
10.1.  Teil 1 des Schreibens des Aggerverbandes vom 14.04.2022 
10.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
unter Bezugnahme auf Ihr o.g. Schreiben teile ich Ihnen aus Sicht der Abwasser-
behandlung mit, dass das Plangebiet nicht im aktuellen Netzplan der Kläranlage 
Krummenohl enthalten ist. Ohne genaue Angaben über die Menge des zusätzlich 
anfallenden Abwassers kann keine abschließende Stellungnahme erfolgen. ( ... ) 
 
10.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans wird ein Entwässerungs-
konzept durch ein Fachingenieurbüro erarbeitet und mit den zuständigen Fachbe-
hörden abgestimmt. Die Entwässerungsplanung liegt zur öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplans vor und wird dann im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
gern. § 4 (2) BauGB dem Aggerverband zugeleitet. 
Die konkretisierte Entwässerungsplanung sieht eine Entwässerung im Trennsys-
tem vor. Dabei soll das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser vollständig 
innerhalb des Plangebietes versickert werden. Das anfallende Schmutzwasser der 
geplanten Bebauung soll im freien Gefälle an den vorhandenen Schmutzwasser-
kanal, ON 250 im Fist. 3280 in der Straße Zur Alten Wiese angeschlossen werden. 
 
10.1.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Entwässerungsplanung wird 
dem Aggerverband im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gern. § 4 (2) BauGB 
zugeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
10.2.  Teil 2 des Schreibens des Aggerverbandes vom 14.04.2022 
10.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 
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Belange 
 
( ... ) Aus Sicht des Bereiches Gewässerentwicklung und -unterhaltung nehme ich 
nachfolgend Stellung: 
Wie bereits bei einem vor Ort Termin am 15.06.2021 besprochen, sollte bei der 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 69 folgendes Berücksichtigung finden: 
•  Bis zur abschließenden Sanierung der HRBs sind Einleitungen in den vorhande-
nen Regenwasserkanal nicht möglich. 
•  Die Einleitung in den Quellbereich des Leienbaches ist gemäß Merkblatt DWA- 
M102-3/BWK-M3 nicht zulässig. 
•  In Abhängigkeit der gegebenen hydrogeologischen Verhältnisse ist der Versi-
ckerung von Niederschlagswässern vor Ort, bestenfalls auf den Grundstücken 
selbst, gegenüber der punktuellen Einleitung in ein Gewässer unbedingt Vorrang 
einzuräumen. Dach- sowie Fassadenbegrünung sollten dabei mehr Retentionsflä-
che bieten. 
•  Die Zugänglichkeit zum Gewässer auch für schweres Arbeitsgerät zur Durchfüh-
rung von Gewässerunterhaltungsarbeiten durch den Aggerverband, z. B. zur Si-
cherung des Abflusses, muss gewährleistet werden. ( ... ) 
Ich empfehle nachdrücklich, vor Schaffung neuer Baurechte die Entwässerungs-
planung so weit fortzuführen, dass eine Niederschlagswasserbeseitigung gewäs-
serverträglich sichergestellt werden kann. 
Wenn Sie Fragen haben oder weitere Informationen benötigen, dann wenden Sie 
sich bitte an Frau Funk (Gewässerentwicklung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361142 o~er Herrn Gorres  (Abwasserbehandlung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361160. 
Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorstand 
Im Auftrag 
gez. Wim Dissevelt 
 
10.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Hinweise werden an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans wird ein Entwässerungs-
konzept durch ein Fachingenieurbüro erarbeitet und mit den zuständigen Fachbe-
hörden abgestimmt. Die Entwässerungsplanung liegt zur öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplans vor und wird dann im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
gern. § 4 (2) BauGB dem Aggerverband zugeleitet. 
Die konkretisierte Entwässerungsplanung (Stand Entwurfsplanung) sieht eine 
Entwässerung im Trennsystem vor. Dabei soll das im Plangebiet anfallende Nie-
derschlagswasser vollständig innerhalb des Plangebietes versickert werden. Das 
auf der öffentlichen Erschließungsanlage anfallende Niederschlagswasser, wird im 
freien Gefälle einer öffentlichen zentralen Regenwasserversickerungsmulde zuge-
führt, die unterhalb des geplanten Baugebietes angeordnet ist. Das auf den priva-
ten Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser (Dachflächen, Zuwegungen, 
etc.) wird durch dezentrale Versickerung auf den privaten Grundstücken 
dem Grundwasser zugeführt. 
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10.2.3. Beschluss: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Entwässerungsplanung wird 
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gern. § 4 (2) BauGB dem Aggerverband 
zugeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
10.3.  Teil 3 des Schreibens des Aggerverbandes vom 14.04.2022 
10.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
•  Des Weiteren möchte ich auf die Zuschüttung des Leienbachs im Plangebiet 
mit Holzschnitthinweisen, welcher wahrscheinlich durch den Pächter der zurzeit 
noch landwirtschaftlich genutzten Fläche dort abgelagert wird (s.b. Foto). 
( ... ) 
 
10.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der außerhalb dieses Bauleitplanverfahrens stehende Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen und an die zuständige Ordnungsbehörde weitergeleitet. 
 
10.3.3. Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige Ordnungsbehör-
de weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
11.  PLEdoc GmbH - Netzauskunft, Essen, Schreiben vom 19.04.2022 
 
11.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 
•  OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 
•  Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
•  Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürn-
berg 
•  Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
•  Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
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•  Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 
•  Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
•  Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, 
Krummhörn 
•  GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsun-
ternehmen mbH & Co. KG, Straelen (hier Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc 
GmbH). 
Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst im wei-
teren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung finden. 
Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflächen 
eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht auszu-
schließen ist. Wir bitten um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um weitere 
Beteiligung an diesem Verfahren. 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 
Mit freundlichen Grüßen 
PLEdoc GmbH 
Anlage(n) 
Übersichtskarte 
 
11.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die PLEdoc GmbH wird am wei-
teren Verfahren beteiligt und erhält dann die erforderlichen Informationen zu 
planexternen Ausgleichsflächen. 
 
11.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.  Oberbergischer Kreis -Amt für Planung, Entwicklung und Mobilität, 

Gummersbach, Schreiben vom 14.04.2022 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
nachfolgend erhalten Sie die Stellungnahme des Oberbergischen Kreises: ( ... ) 
 
12.1.  Teil 1 - Landschaftsschutz, Artenschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 14.04.2022 
12.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
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( ... ) Gegen den Entwurf des Bebauungsplans bestehen aus landschaftspflegeri-
scher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. 
Es wird allerdings angeregt, aufgrund der besonderen ökologischen Wertigkeit auf 
die Inanspruchnahme des nördlich aufgewachsenen Waldstreifens mit standort-
gerechtem Waldmantel,  zu verzichten oder diese zu vermindern. 
Bei weiterer planerischer Qualifizierung des Bebauungsplans ist die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung zu beachten. 
Die näheren Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes sowie die Verwal-
tungsvorschrift Artenschutz und die Handlungsempfehlung Artenschutz sind zu 
beachten. ( ... ) 
 
12.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die umweltfachlichen Hinweise werden im Rahmen der Umweltprüfung sowie des 
Umweltberichts sachgerecht berücksichtigt. 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung erarbeitet, die den naturschutzrechtliche Ausgleich der Planung 
nachweist. Ferner erfolgt in Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde durch 
geplante Aufforstungsmaßnahmen auf einer plangebietsexternen Fläche der 
forstrechtliche Ausgleich für die Inanspruchnahme von im Plangebiet befindlichen 
Wald. Alle geplanten Ausgleichsmaßnahmen sind im Umweltbericht dokumen-
tiert. 
 
12.1.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird insoweit gefolgt, indem im Umweltbericht der umwelt-
rechtlich erforderliche 
Ausgleich und die hierfür erforderliche Flächen sachgerecht ermittelt, beschrie-
ben 
und dokumentiert wird. 
Der Stellungnahme wird insoweit nicht gefolgt, indem im Plangebiet Waldflächen 
überplant 
werden, die in Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde innerhalb des 
Stadtgebietes 
sachgerecht ersetzt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.2.  Teil 2 - Umweltamt - Kommunale Abwasserbeseitigung - des Schreibens 

des Oberbergischen Kreises vom 14.04.2022 
12.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
1. Das Neubaugebiet des BP 69 „Am Wiebusch" ist im ABK der Stadt Bergneustadt 
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nicht dargestellt und ist bei der Fortschreibung mit aufzunehmen. 
2. Wie aus den schriftlichen Unterlagen hervorgeht, soll das anfallende Nieder-
schlagswasser auf den einzelnen Baugrundstücken zur Versickerung gebracht 
werden. Die Versickerungsfähigkeit ist bei der weiteren Planung für das Baugebiet 
nachzuweisen. 
3. Bei Einleitung des Niederschlagswassers über Rigolen oder Sickerschächte ist 
ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren erforderlich, welches frühzeitig bei der 
UWB zu beantragen ist. 
4. Sollte das Niederschlagswasser durch eine städtische Sammelkanalisation in 
den Leienbach eingeleitet werden, ist dies mit der UWB bei der weiteren Planung 
frühzeitig abzustimmen, da eine Einleitung nur gewässerverträglich erfolgen kann. 
Die Nachweise sind entsprechend des Arbeitsblattes A 102 1-3 zu führen. 
5. Sollte wie in den Erläuterungen beschrieben, ein Rückhaltebecken erforderlich 
sein, ist der Standort so zu wählen, dass ein ausreichend breiter Uferschutzstrei-
fen zum Leienbach eingeplant wird. 
6. Das anfallende Schmutzwasser ist an die vorhandene städtische Kanalisation 
anzuschließen. 
( ... ) 
 
12.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachstelle weitergeleitet. 
zu 2. Eine orientierende Baugrunduntersuchung zu dem Neubaugebiet und Anga-
ben zur Versickerungsfähigkeit der anstehenden Böden liegt vom Büro Midden-
dorf Geoservice GBR vor (Bericht vom 24.06.2022). Es handelt sich demnach um 
einen grundsätzlich durchlässigen Boden. Die für den Betrieb von Versickerungs-
einrichtungen geforderte Mindestdurchlässigkeit gemäß DWA-Richtlinie Arbeits-
blatt A 138 von 1,00 * 10-6 m/s wird eingehalten. Der Stellungnahme wird somit 
gefolgt. 
zu 3. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
zu 4. Eine reguläre Einleitung von Niederschlagswasser in den Leienbach ist bis-
lang nicht vorgesehen. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an 
die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
zu 5. Die Versickerungsanlage berücksichtigt einen ausreichend breiten Gewässer-
randstreifen von 3,0 m. Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
zu 6. Das anfallende Schmutzwasser der geplanten Bebauung soll im freien Gefälle 
an den vorhandenen Schmutzwasserkanal, ON 250 im Fist. 3280 in der Straße Zur 
Alten Wiese angeschlossen werden. Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
 
12.2.3. Beschluss: 
 
zu 1. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachstelleweitergeleitet. 
zu 2. Der Stellungnahme wird gefolgt, indem durch einen Gutachter die grund-
sätzliche Versickerungsfähigkeit des Bodens nachgewiesen wird. 
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zu 3. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
zu 4. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
zu 5. Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Gewässerrandstreifen in ausrei-
chender Breite eingehalten wird. 
zu 6. Der Stellungnahme wird gefolgt,' indem das Baugebiet an den vorhandenen 
Schmutzwasserkanal in der Straße Zur Alten Wiese angeschlossen wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.3.  Teil 3 - Umweltamt - Gewässerschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 14.04.2022 
12.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus Sicht des Gewässerschutzes wird darauf hingewiesen, dass sich am südli-
chen Rand des Planungsbereiches der „Leienbach" befindet. Dementsprechend 
sind im Rahmen der Bauleitplanung insbesondere die Reglungen zum Gewässer-
randstreifen des § 38 Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) sowie des § 31 Landeswas-
sergesetzes NRW (LWG-NRW) zu 
beachten. Ebenso wird auf die Berücksichtigung der Regelung des§ 97 (4) LWG-
NRW hingewiesen. 
Sofern die zuvor genannten Belange im Rahmen 9er Bauleitplanung beachtet 
werden, bestehen aus Sicht des Gewässerschutzes keine Bedenken gegen die Auf-
stellung des Bebauungsplans. ( ... ) 
 
12.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die geplante Versickerungsanlage berücksichtigt zum Leienbach einen ausrei-
chend breiten Gewässerrandstreifen von 3,0 m. Dem Hinweis wird somit gefolgt. 
 
12.3.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Gewässerrandstreifen des Leienba-
ches in ausreichender Breite eingehalten wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmi 
 
 
12.4.  Teil 4 - Umweltamt - Immissionsschutz- des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 14.04.2022 
12.4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus der Sicht des Immissionsschutzes werden zu dem o. g. Vorhaben keine 
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Anregungen und Hinweise vorgebracht. ( ... ) 
 
12.4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
12.4.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.5.  Teil 5 - Umweltamt - Bodenschutz - des Schreibens des Oberbergischen 

Kreises vom 14.04.2022 
12.5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
Gegen das Planverfahren bestehen zum jetzigen Planungsstand aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. 
Hinweise aus bodenschutzrechtlicher Sicht zum Umweltbericht, der im Zuge des 
weiteren Planverfahrens erarbeitet wird: 
-  Nach Auswertung der Digitalen Bodenbelastungskarte ist davon auszugehen, 
dass im Bereich der heute bestehenden Grünfläche für bestimmte Schadstoffe die 
Vorsorgewerte nach BBodSchV im Oberboden überschritten werden. 
 Eine Überschreitung der Prüf- bzw. Maßnahmenwerte nach BBodSchV, 
wodurch eine Gefahrensituation zu erwarten wäre, liegt nicht vor. Um Flächen, 
auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht überschritten werden, vor Schadstoffe-
inträgen zu schützen, sollte der im Plangebiet im Rahmen von Baumaßnahmen 
abgeschobene und ausgehobene Oberboden auf den Grundstücken verbleiben. 
-  Im Bereich des Plangebietes liegen gemäß der Kartierung des Geologischen 
Landesamtes von 1998 als besonders schutzwürdige Böden sog. Böden mit regio-
nal hoher Bodenfruchtbarkeit vor. Es haben sich Braunerden und Gleye (Grund-
wasserböden im Bereich des Leienbaches) entwickelt. Für Eingriffe in das Boden-
potenzial und die damit verbundene Inanspruchnahme durch Überbauung, das 
Regenrückhaltebecken und sonstige Eingriffe entstehen Ausgleichsverpflichtun-
gen. 
 Für die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wird eine Vorgehensweise ge-
mäß den Vorschlägen des OBK im Rahmen der Ökokonten in der Bauleitplanung, 
,,Bewertungsverfahren Boden, Modell Oberberg", für Böden der Kategorie 1 
(Braunerden) und der Kategorie II (Grundwasserböden) empfohlen.( ... ) 
 
12.5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden im Rahmen der Umweltprüfung und des Um-
weltberichtes sachgerecht berücksichtigt. 
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12.5.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden im Rahmen der Umweltprüfung und des Um-
weltberichtes sachgerecht berücksichtigt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.6.  Teil 6 - Amt für Rettungsdienst, Brand- und Bevölkerungsschutz - des 

Schreibens des Oberbergischen Kreises vom 14.04.2022 
12.6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Gegen die o.g. Maßnahme bestehen aus Sicht der Brandschutzdienststelle 
keine Bedenken, wenn bei der Änderung der Flächen eine Löschwassermenge 
über 2 Stunden wie folgt sichergestellt ist: Wohngebiet: min. 800 1/min. 
Die Löschwassermenge ist jeweils in einem Radius von 300 m vorzuhalten. Die 
Entfernung zum nächsten Hydranten darf dann 75 m Luftlinie nicht überschreiten. 
Des Weiteren wird auf den § 5 der BauO NRW hingewiesen, damit die Zufahrten 
zu den jetzigen und zukünftigen Objekten auch für den Rettungsdienst und die 
Feuerwehr nach DIN 14090 gegeben sind. ( ... ) 
 
12.6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden an die zuständige Fachplanung zur Beachtung 
weitergeleitet und im Zuge der weiteren Planungskonkretisierung berücksichtigt. 
 
12.6.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden an die zuständige Fachplanung zur Beachtung 
weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
12.7.  Teil 7 - Polizei NRW. Direktion Verkehr - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 14.04.2022 
12.7.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Grundsätzlich bestehen aus polizeilicher Sicht der Verkehrssicherheit keine 
Bedenken gegen die Aufstellung des BP 69 Am Wiebusch. 
Das Erschließungskonzept ist nachvollziehbar, an den Vorhabenträger geht jedoch 
die Anmerkung, in der weiteren Ausführungsplanung nicht nur die als Mindest-
maß vorgesehenen Stellplätze zu planen, sondern eine signifikante Reserve vor-
zuhalten. 
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Insbesondere im Teilbereich Süd ist zudem auf eine ausreichende Erreichbarkeit 
der angeschlossenen Wohneinheiten für die in der Planung vorgesehenen Fahr-
zeuge, wie Rettungsdienst etc., Wert zu legen. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
(Schmidt) 
 
12.7.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Hinweise werden an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
An der geplanten inneren Erschließung sind derzeit insgesamt 11 Parkplätze für 
PKWs vorgesehen. Angesichts der aktuell vom Projektentwickler geplanten 33 
Einfamilienhäuser orientiert sich die Anzahl der vorgehaltenen Parkplätze an dem 
ortsüblichen Verhältnis von 1 Parkplatz je 3 Wohnhäuser. 
Die Planung im Teilbereich südlich des Leienbaches, wo die Tinyhäuser geplant 
waren, wird nicht mehr weiter verfolgt und die Fläche im Zuge des weiteren Ver-
fahrens aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen. 
 
12. 7 .3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird Hinsicht der Anzahl der Parkplätze an den Erschließungs-
straßen nicht gefolgt, da die Anzahl hier dem ortsüblichen Verhältnis von 1 Park-
platz je 3 Wohneinheiten folgen soll. 
Die Planung im Teilbereich südlich des Leienbaches wird nicht mehr weiter ver-
folgt und die Fläche im Zuge des weiteren Verfahrens aus dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes herausgenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
13.  Stadt Bergneustadt, Eigenbetrieb Wasserwerk, Schreiben vom 

06.04.2022 
 
13.1.  Teil 1 des Schreibens des Eigenbetriebs Wasserwerk vom 06.04.2022 
13.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
zu dem oben genannten Vorgang, nimmt das Wasserwerk Bergneustadt wie folgt 
Stellung:  
Die auf den Flurstücken 897/2 und 896/2 geplante Bebauung kann mit Trinkwas-
ser versorgt werden, es muss jedoch je nach Höhenlage ein Hauswasserwerk zur 
Druckerhöhung installiert werden. Dieses erfolgt durch den jeweiligen Bauherren 
auf dessen Kosten. Der im DVGW Regelwerk vorgegebene Mindestdruck von 2,5 
bar kann dort nicht garantiert werden. ( ... ) 
 
13.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
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Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige Fach-
planung weitergeleitet. 
 
13.1 .3. Beschluss: 
 
Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
13.2.  Teil 2 des Schreibens des Eigenbetriebs Wasserwerk vom 06.04.2022 
13.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Des Weiteren ist auf den Flurstücken 4068 und 4067 ist eine Hauptwasserlei-
tung verlegt, dieses isf bei der Planung bzw. evtl. Bebauung / Veräußerung zu be-
rücksichtigen und ein Schutzstreifen von jeweils 1,5 m zu beiden Seiten einzupla-
nen und im Grundbuch in der Abteilung 2 zu sichern. ( ... ) 
 
13.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Flurstücke 4068 und 4067 befinden sich außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Bebauungsplanes und sind somit nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
13.2.3. Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
13.3.  Teil 3 des Schreibens des Eigenbetriebs Wasserwerk vom 06.04.2022 
13.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
( ... ) 
Für das Jahr 2024 ist wie im Wirtschaftsplan 2022 abgebildet, seitens des Was-
serwerks eine Verbindung der Wasserleitung „Zum Wiebusch" zu der zweiten 
Entnahmeleitung Hochbehälter Knollen geplant und notwendig. Dieses ist in der 
Planung und vor der Veräußerung zu berücksichtigen. 
Mit freundlichen Grüßen 
Kai Saure 
Betriebsleiter 
 
13.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
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Die Erschließungsplanung berücksichtigt die Möglichkeit, eine Wasserleitung über 
die geplanten Erschließungsanlagen (Straßen und Fußwege) von der Straße „Zum 
Wiebusch" im Westen bis zum Flurstück 751 östlich des Plangebietes zu führen, 
sodass die vom Eigenbetrieb geplante Verbindung grundsätzlich möglich ist. 
 
13.3.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem innerhalb der geplanten Erschließungsan-
lagen eine Wasserleitungsverbindung zwischen der Straße „Zum Wiebusch" und 
dem Hochbehälter Knollen ermöglicht wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
14.  Stadt Bergneustadt, FB 4 Tiefbau, Schreiben vom 01.04.2022 
 
14.1.  Teil 1 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 01.04.2022 
14.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Ergänzungen zu Bebauungsplan Nr. 69 Am Wiebusch 
Zu. (Kurz-)Begündung: 
4.3 Verkehrs- und Erschließungskonzept 
Für die Straßenplanung muss ein Begegnungsverkehr LKW-PKW vorgesehen wer-
den. Nach der RASt 06 ist hierfür eine Fahrbreite von 5,55 m (zwischen den Bord-
steinen) vorgesehen. Bei eingeschränkten Bewegungsspielräumen ist auch eine 
Breite von 5,00 m möglich. 
Bei der Straßenführung müssen die Kurvenbereiche als Radien ausgebildet wer-
den. Eine ,,eckige" Planung ist nicht zulässig. ( ... ) 
 
14.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden im Zuge der Erschließungsplanung sachgerecht 
berücksichtigt und anschließend mit dem FB 4 abgestimmt. 
 
14.1.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
14.2.  Teil 2 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 01.04.2022 
14.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 



- 31 - 

 

( ... ) 
Ver- und Entsorgung 
Das anfallende Schmutzwasser ist über die Schmutzwasserkanalisation (Trennsys-
tem) zu beseitigen. 
Kai Hoseus 
 
14.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Entwässerung ist im Trennsystem geplant. Das anfallende Schmutzwasser der 
geplanten Bebauung soll im freien Gefälle an den vorhandenen Schmutzwasser-
kanal, DN 250 im Fist. 3280 in der Straße Zur Alten Wiese angeschlossen werden. 
 
14.2.3. Beschluss: 
 
Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige Fach-
planung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
II. Öffentliche Auslegung 
 
A. Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit (gem. § 3 Abs. 2 BauGB): 
 
1.  Einwender, Löhstraße, Bergneustadt, Schreiben vom 20.09.2022 
1.1. Inhalt der Stellungnahme des Einwendenden 
 
Sehr geehrte Frau Kaiser, 
ich rege zum o.g. Bebauungsplan an, die Grundstücke Gemarkung Bergneustadt 
Flur 007, Flurstück 3161 und 3250 nicht als Grünflächen sondern als Wohnbauflä-
chen auszuweisen. 
Mit freundlichem Gruß 
xxxxxxxxxx 
 
1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Bei den Grundstücken handelt es sich um bislang nicht für eine Bebauung ausge-
wiesene Grundstücke inmitten des neu geplanten Wohngebietes »Wiebusch«. 
Im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung, zu der auch eine flächenoptimierte 
kompakte Siedlungsentwicklung gehört, wird der Anregung der Einwender gefolgt 
und die aufgeführten Freiflächen in die geplante Wohngebietsfläche integriert. 
Hierbei werden die Festsetzungen, wie sie für die angrenzenden Baugebietsflä-
chen getroffen werden, für die beiden Flurstücke übernommen. 
 
1.3. Beschluss: 
 



- 32 - 

 

Der Stellungnahme wird gefolgt, indem die beiden Flurstücke 3161 und 3250 mit 
in die Wohngebietsausweisung des Bebauungsplanes aufgenommen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
B. Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen der 

Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (gem. § 4 Abs. 2 BauGB): 
  
1.  Oberbergischer Kreis - Amt für Planung, Entwicklung und Mobilität, 

Gummersbach, Schreiben vom 14.04.2022 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Oberbergische Kreis nimmt wie folgt Stellung: ( ... ) 
 
1.1.  Teil 1 - Bauleitplanung - des Schreibens des Oberbergischen Kreises vom 

17.10.2022 
1.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Bauleitplanung 
Im nordwestlichen Bereich des Bebauungsplanes Nr. 69 „Am Wiebusch" befinden 
sich drei kleine Baufenster, die zur Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes offen sind. 
Es wird angeregt, die Festsetzungen der in Rede stehenden Baufenster in der Be-
gründung des Bebauungsplanes städtebaulich hinreichend zu begründen bzw. zu 
erläutern. Alternativ dazu wird angeregt, die · drei zukünftigen Baugrundstücke 
(auch die Bereiche gern. § 34 BauGB) in Gänze mit dem Bebauungsplan Nr. 69 zu 
überplanen. Eine erneute Offenlage wäre durchzuführen. 
Hinweis: Die gestalterische Festsetzung für Doppelhäuser: „Doppelhäuser sind 
jeweils bezüglich der Fassaden- und Dachmaterialien sowie Fassaden und Dach-
farben, der Dachneigung,  der Dachaufbauten (Dachgauben) und Dacheinschnitte, 
der Zwerchhäuser/-giebel sowie der Ausbildung von Traufe und First einheitlich zu 
gestalten." scheint für das in Rede stehende Gebiet zu umfassend zu sein. ( ... ) 
 
1.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Westen um die Flurstücke 4068, 
3879, 3280 und 3610 (tlw.) ergänzt, sodass die oben angeführten drei Baugrund-
stücke in Gänze innerhalb des Plangebietes liegen. Eine erneute öffentliche Ausle-
gung wird durchgeführt. Der Anregung wird gefolgt. 
Dem Hinweis bzgl. der gestalterischen Festsetzung für Doppelhäuser wird gefolgt, 
indem diese Festsetzung in der neuen Fassung des Bebauungsplan-Entwurfes er-
satzlos entfällt. 
 
1.1.3. Beschluss: 
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Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
im Westen um die Flurstücke 4068, 3879, 3280 und 3610 (tlw.) erweitert und auf 
die gestalterische Festsetzung für Doppelhäuser verzichtet wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.2.  Teil 2 - Landschaftsschutz. Artenschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 17.10.2022 
1.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Landschaftspflege 
Gegen die von der Stadt Bergneustadt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 69 "Am Wiebusch" dargestellten städtebaulichen Zielsetzungen und Pla-
nungsmaßnahmen bestehen aus landschaftspflegerischer Sicht keine grundsätzli-
chen Bedenken. 
Es bestehen allerdings starke Bedenken bezüglich der Kompensation auf der ge-
planten Ausgleichsfläche in Wiedenest-Freischlade. Die Entwicklung einer 7.400 
m2 großen Waldrandfläche auf dem bisherigen Grünland kann nicht akzeptiert 
werden. Das Grünland wird seit 2018 im Rahmen des Vertragsnaturschutzes be-
wirtschaftet. Eine Umwandlung in eine andere Nutzungsart (Erstaufforstung 
Wald/Waldrand) wird abgelehnt. 
Im landschaftspflegerischen Fachbeitrag wird außerdem das Grünland mit 3,5 
Punkten zu gering bewertet. Gemäß Stellungnahme der Biologischen Station 
Oberberg dürfte der aktuelle Wert für oberbergische Verhältnisse bei 4 bis 4,5 
liegen. 
Die übrige Kompensation außerhalb des Bauleitplangebietes ist - wie im Umwelt-
bericht dargestellt - auf verbindlicher / vertraglicher Basis zu sichern und zeitnah 
zu realisieren. Im Hinblick auf das nach den Bestimmungen des Landesnatur-
schutzgesetzes NRW  (LNatSchG NRW) beim Oberbergischen Kreis zu führende 
Kompensationsflächenverzeichnis bitte ich gemäß § 34 Abs. 1 Satz 5 LNatSchG 
NRW um Mitteilung der nach Inkrafttreten bzw. der nach Realisierung der Pla-
nung durchgeführten planexternen Maßnahmen. Für die Eintragung in das hier zu 
führende Kataster sind Lage, Größe und Art der zugeordneten / durchgeführten 
Flächen und Maßnahmen von besonderer Bedeutung. 
Artenschutz 
Gegen das Planvorhaben bestehen aus artenschutzrechtlicher Sicht keine grund-
sätzlichen Bedenken, sofern die in der Artenschutzprüfung (Stufe 2) dargestellten 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen beachtet werden. ( ... ) 
 
1.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Landschaftspflege 
Im Zuge des weiteren Verfahrens wurden in Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde als Ersatz für die Fläche in Wiedenest-Freischlade eine andere 
Kompensations- und Waldersatzfläche ausgewählt und im Umweltbericht detail-



- 34 - 

 

liert dargestellt und bewertet. Hierbei handelt es sich um das Flurstück 122 in der 
Gemarkung Wiehl, Flur 26 in WiehlRemperg. Die ökologische Punktebewertung 
für Grünland wurde dabei auf 4 Punkte heraufgesetzt und damit angepasst. 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen auf den planexternen Flächen soll 
vor Satzungsbeschluss vertraglich geregelt und gesichert werden. Die erbetene 
Mitteilung für das beim Oberbergischen Kreis zu führende Kompensationsflä-
chenverzeichnis erfolgt spätestens unmittelbar nach Umsetzung der Maßnahmen. 
Artenschutz 
Die Stellungnahme bzgl. des Artenschutzes wird zur Kenntnis genommen. Die Ein-
haltung der in der Artenschutzprüfung (Stufe 2) dargestellten Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen werden situationsbezogen im Rahmen der Baugenehmi-
gungen als Auflagen berücksichtigt. 
 
1.2.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem anstelle der Fläche in Wiedenest-
Freischlade eine Fläche in Wiehl-Remperg für die erforderlichen planexternen 
Kompensations- und Waldersatzmaßnahmen ausgewählt wird. 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen auf den planexternen Flächen 
wird vor Satzungsbeschluss vertraglich geregelt bzw. gesichert. 
Die Stellungnahme bzgl. des Artenschutzes wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.3.  Teil 3 - Umweltamt - Kommunale Abwasserbeseitigung - des Schreibens 

des Oberbergischen Kreises vom 17.10.2022 
1.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
1. Das Neubaugebiet des BP 69 „Am Wiebusch" wurde bei der 7. Fortschreibung 
des ABK der Stadt Bergneustadt berücksichtigt. 
2. Wie aus den schriftlichen Unterlagen hervorgeht, soll das anfallende Nieder-
schlagswasser auf den einzelnen Baugrundstücken zur Versickerung gebracht 
werden. Die Versickerungsfähigkeit ist bei der weiteren Planung für das Baugebiet 
nachzuweisen. 
3. Die Ableitung des Niederschlagswassers der Straßenflächen über ein Absetz- 
Verdunstungs- Rigolen- Becken ist ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren er-
forderlich, welches bei der weiteren Planung frühzeitig bei der UWB zu beantra-
gen ist. Des Weitern fehlen Aussagen zur Starkregenproblematik, die im weitem 
Verfahren zu ergänzen sind. 
4. Soll das gesammelte anfallende Niederschlagswasser an die städtische Sam-
melkanalisation angeschlossen werden, um es anschließend in den Leienbach ein-
zuleiten, ist die Einleitungsstelle E 23 entsprechend anzupassen und der Nachweis 
zur gewässerverträglichen Einleitung entsprechend des Arbeitsblattes A 102 1-3 
zu führen. 
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5. Sollte wie in den Erläuterungen beschrieben, ein Rückhaltebecken erforderlich 
sein, ist der Standort so zu wählen, dass ein ausreichend breiter Uferschutzstrei-
fen zum Leienbach eingeplant wird. 
6. Das anfallende Schmutzwasser ist an die vorhandene städtische Kanalisation 
anzuschließen.  Eine abschließende Stellungnahme kann erst im Rahmen der Aus-
führungsplanung und Anpassung der Einleitungserlaubnis gemacht werden, da 
zum jetzigen Zeitpunkt die Niederschlagswasserbeseitigung nicht abschließend 
geklärt ist. ( ... ) 
 
1.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
zu 2. Eine orientierende Baugrunduntersuchung zu dem Neubaugebiet und Anga-
ben zur Versickerungsfähigkeit der anstehenden Böden liegt vom Büro Midden-
dorf Geoservice GBR 
vor (Bericht vom 24.06.2022). Es handelt sich demnach um einen grundsätzlich 
durchlässigen Boden. Die für den Betrieb von Versickerungseinrichtungen gefor-
derte Mindestdurchlässigkeit gemäß DWA-Richtlinie Arbeitsblatt A 138 von 1,00 * 
1 o-s m/s wird eingehalten. Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
zu 3 und 4. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zu-
ständige Fachplanung weitergeleitet. Die Entwässerungsplanung wird im weiteren 
Verfahren bis zum Satzungsbeschluss konkretisiert und die Abwasserbeseitigung 
im Rahmen des Erschließungsvertrages zwischen der Stadt Bergneustadt und dem 
Investor verbindlich geregelt. 
zu 5. Die Versickerungsanlage berücksichtigt einen ausreichend breiten Gewässer-
randstreifen von 3,0 m. Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
zu 6. Das anfallende Schmutzwasser der geplanten Bebauung soll im freien Gefälle 
an den vorhandenen Schmutzwasserkanal, DN 250 im Flurstück 3280 in der Straße 
»Zur Alten Wiese « angeschlossen werden. Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
 
1.3.3. Beschluss: 
 
zu 1. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
zu 2. Der Stellungnahme wird gefolgt, indem durch einen Gutachter die grund-
sätzliche Versickerungsfähigkeit des Bodens nachgewiesen wird. 
zu 3. und 4. Der fachliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zu-
ständige Fachplanung weitergeleitet. Im Erschließungsvertrag wird die Abwasser-
beseitigung detailliert und verbindlich geregelt. 
zu 5. Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Gewässerrandstreifen in ausrei-
chender Breite eingehalten wird. 
zu 6. Der Stellungnahme wird gefolgt, indem das Baugebiet an den vorhandenen 
Schmutzwasserkanal in der Straße »Zur Alten Wiese« angeschlossen wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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1.4.  Teil 4 - Umweltamt - Gewässerschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 17.10.2022 
1.4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus Sicht des Gewässerschutzes wird darauf hingewiesen, dass sich am südli-
chen Rand des Planungsbereiches der „Leienbach" befindet. Dementsprechend 
sind im Rahmen der Bauleitplanung insbesondere die Reglungen zum Gewässer-
randstreifen des § 38 Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) sowie des § 31 Landeswas-
sergesetzes NRW (LWG-NRW) zu beachten. Ebenso wird auf die Berücksichtigung 
der Regelung des § 97 (4) LWG-NRW hingewiesen. 
Sofern die zuvor genannten Belange im Rahmen der Bauleitplanung beachtet 
werden, bestehen aus Sicht des Gewässerschutzes keine Bedenken gegen die Auf-
stellung des oben genannten Bebauungsplans. ( ... ) 
 
1.4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die geplante Versickerungsanlage berücksichtigt zum Leienbach einen ausrei-
chend breiten Gewässerrandstreifen von im Regelfall 3,0 m. Dem Hinweis wird 
somit gefolgt. 
 
1.4.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt, indem der Gewässerrandstreifen des Leienba-
ches in ausreichender Breite eingehalten wird. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.5.  Teil 5 - Umweltamt - Immissionsschutz- des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 17.10.2022 
1.5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus der Sicht des Immissionsschutzes werden zu dem o. g. Vorhaben keine 
Anregungen und Hinweise vorgebracht. 
Weitere Belange des Umweltamtes werden nicht tangiert. Bei Rückfragen stehen 
die Sachbearbeiter unter den entsprechenden Nebenstellennummern zu weiteren 
Auskünften gerne zur Verfügung. ( ... ) 
 
1.5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.5.3. Beschluss: 
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Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.6.  Teil 6 - Umweltamt - Bodenschutz - des Schreibens des Oberbergischen 

Kreises vom 17.10.2022 
1.6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
Gegen das Planverfahren bestehen zum jetzigen Planungsstand aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht keine Bedenken, wenn die im Umweltbericht vom 23.08.2022 
genannten Kompensationsmaßnahmen umgesetzt werden. 
Hinweis: Nach Auswertung der Digitalen Bodenbelastungskarte des OBK ist davon 
auszugehen, dass im Bereich der heute bestehenden Grünfläche für bestimmte 
Schadstoffe die Vorsorgewerte nach BBodSchV im Oberboden überschritten wer-
den. 
-> Um Flächen, auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht überschritten werden, 
vor Schadstoffeinträgen zu schützen, sollte der im Plangebiet im Rahmen von 
Baumaßnahmen abgeschobene und ausgehobene Oberboden auf den Grundstü-
cken verbleiben. ( ... ) 
 
1.6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Umsetzung der 
Kompensationsmaßnahmen wird vertraglich gesichert. 
Der Hinweis zum Umgang mit dem Oberboden wird in den Umweltbericht aufge-
nommen. 
 
1.6.3. Beschluss: 
 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen wird vertraglich gesichert. Der 
Hinweis zum Umgang mit dem Oberboden wird in den Umweltbericht aufge-
nommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
( ... ) Weitere Belange des Umweltamtes werden nicht tangiert.( ... ) 
 
 
1.7.  Teil 7 - Amt für Rettungsdienst, Brand- und Bevölkerungsschutz - des 

Schreibens des Oberbergischen Kreises vom 17.10.2022 
1.7.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Gegen die o.g. Maßnahme bestehen aus Sicht der Brandschutzdienststelle 
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keine Bedenken, wenn bei der Änderung der Flächen eine Löschwassermenge 
über 2 Stunden wie folgt sichergestellt ist: Allgemeines Wohngebiet WA: min. 800 
I/min. 
Die Löschwassermenge ist jeweils in einem Radius von 300 m vorzuhalten. Die 
Entfernung zum nächsten Hydranten darf dann 75 m Luftlinie nicht überschreiten. 
Des Weiteren wird auf den § 5 der BauO NRW hingewiesen, damit die Zufahrten 
zu den jetzigen und zukünftigen Objekten auch für den Rettungsdienst und die 
Feuerwehr nach DIN 14090 gegeben sind. ( ... ) 
 
1.7.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Nach aktuellem Kenntnisstand kann die geforderte Löschwassermenge im Plan-
gebiet bereitgestellt werden. Die Anforderungen des § 5 der BauO NRW sind im 
Rahmen der späteren Bauanträge zu beachten. Die fachlichen Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen und an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
 
1. 7 .3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.8.  Teil 8 - Polizei NRW. Direktion Verkehr - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 17.10.2022 
1.8.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
Gegen die beantragte Bauleitplanung Bergneustadt Bebauungsplan Nr. 69 - Am 
Wiebusch bestehen unter Bezugnahme auf die eingereichten Unterlagen aus poli-
zeilicher Sicht keine Bedenken. · 
 
1.8.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.8.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2.  Aggerverband, Gummersbach, Schreiben vom 12.10.2022 
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2.1.  Teil 1 des Schreibens des Aggerverbandes vom 12.10.2022 
2.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
unter Bezugnahme auf Ihr o.g. Schreiben teile ich Ihnen aus Sicht der Abwasser-
behandlung mit, dass meine Stellungnahme vom 13.04.2022, AZ.: 22-407- fu-gor-
nag weiterhin Bestand hat. Eine abschließende Stellungnahme kann erst erfolgen 
wenn Sie uns detaillierte Angaben über die Menge des anfallenden Abwassers 
geben. ( ... ) 
 
2.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans wird ein Entwässerungs-
konzept durch ein Fachingenieurbüro erarbeitet und mit den zuständigen Fachbe-
hörden abgestimmt. 
Im Rahmen der Erarbeitung des Entwässerungskonzeptes werden für die Ablei-
tung des Niederschlagswassers derzeit zwei Optionen geprüft: Die zentrale Versi-
ckerung in einer neu zu errichtenden öffentlichen Mulde in Tallage am südlichen 
Plangebietsrand oder alternativ die Einleitung in vorhandene öffentliche Regen-
wasserkanäle im Bereich des bestehenden Wohngebietes »Eichenfeld«. Die aus-
gewählte Option, deren weitergehende fachliche Ausarbeitung und die damit zu-
sammenhängenden technischen und organisatorischen Anforderungen sollen im 
Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Bergneustadt und dem Investor geregelt 
werden. Im Rahmen einer dann zuvor konkretisierten Entwässerungsplanung 
können detaillierte Angaben zur Entwässerungssituation gemacht und dem Ag-
gerverband zur Verfügung gestellt werden. Für die Niederschlagswasserbeseiti-
gung der öffentlichen Flächen bedarf es in jedem Fall einer Wasserrechtlichen 
Erlaubnis, in dessen Rahmen der Aggerverband weiterhin beteiligt wird. 
Im Übrigen wird auf die planerische Stellungnahme der Verwaltung zur Stellung-
nahme des Aggerverbandes vom 13.04.2022 verwiesen. 
 
2.1.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an den privaten Projekt-
entwickler sowie 
die beteiligte Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2.2.  Teil 2 des Schreibens des Aggerverbandes vom 12.10.2022 
2.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus Sicht des Bereiches Gewässerentwicklung und -unterhaltung teile ich 
Ihnen mit, dass keine Bedenken bestehen. 
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Wenn Sie Fragen haben oder weitere Informationen benötigen, dann wenden Sie 
sich bitte an Frau Funk (Gewässerentwicklung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361142 oder Herrn Gorres (Abwasserbehandlung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361160. 
Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorstand 
Im Auftrag 
gez. Dr. Uwe Moshage. 
 
2.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und die Hinweise auf die An-
sprechpartner an die beteiligte Fachplanung weitergeleitet. 
 
2.2.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
3.  Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL West, PTI 22, Bochum/Köln,  

Schreiben vom 21.09.2022 
 
3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte(r) Frau Anneliese Martini, 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI Aktenzeichen KEn - 2022 - 
131 – 6628 vom 25.03.2022 sowie für die Änderung des FNP mit Schreiben PTI 
Aktenzeichen KEn - 2022 - 172 - 6669 vom 02.05.2022 Stellung genommen. Diese 
Stellungnahmen gelten unverändert weiter. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Frank Hermanns 
 
3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Auf die Planerischen Stellungnahmen der Verwaltung zu den angeführten Stel-
lungnahmen der Deutschen Telekom Technik GmbH wird verwiesen, die unverän-
dert weiter gültig sind. 
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3.3. Beschluss: 
 
Auf die Beschlüsse zum Schreiben PTI Aktenzeichen KEn - 2022 - 131 - 6628 vom 
25.03.2022 der Deutschen Telekom Technik GmbH wird verwiesen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
4.  Bezirksregierung Köln - Dezernat 54 - Wasserwirtschaft, Schreiben vom 24.10.2022 
 
4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Zu dem Verfahren gebe ich folgende Stellungnahme ab: 
Gewässerentwicklung/Hochwasserschutz: 
Ich möchte darauf hinweisen, dass der Leienbach ein Gewässer sonstiger Ordnung 
ist, und somit die Untere Wasserbehörde hier originär zuständig ist. 
Ansonsten erkenne ich keine Betroffenheit in den Zuständigkeiten von Dezernat 
54 der Bezirksregierung Köln (Obere Wasserbehörde). 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Annette van der Linden 
 
4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an die betroffene Fachpla-
nung weitergeleitet. Der Oberbergische Kreis als Untere Wasserbehörde wurde 
und wird auch weiterhin am Planverfahren beteiligt. 
 
4.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an die betroffene Fachpla-
nung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
5.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, Bonn, Schreiben vom 26.09.2022 
 
 
5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung 
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werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Pla-
nung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
G. Schmidt 
 
5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
5.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
6.  PLEdoc GmbH - Netzauskunft, Essen, Schreiben vom 26.09.2022 
 
6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 
•  OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 
•  Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
•  Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürn-
berg 
•  Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
•  Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
•  Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 
•  Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
•  Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, 
Krummhörn 
•  GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsun-
ternehmen mbH & Co. KG, Straelen (hier Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc 
GmbH). 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 
Mit freundlichen Grüßen 
PLEdoc GmbH 
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Anlage(n) 
Übersichtskarten 
 
6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
6.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
7.  Industrie- und Handelskammer zu Köln, Schreiben vom 06.10.2022 
 
7.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
es ist geplant, Wohnbebauung zu errichten. Wir halten an unserer Stellungnahme 
vom 3. August 2022 fest und haben gegen diese Bauleitplanung keine Bedenken. 
Mit freundlichen Grüßen 
Industrie- und Handelskammer zu Köln 
Gez. Katarina Matesic 
Wirtschaft und Politik Geschäftsstelle Oberberg 
 
7.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
7.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
8.  Landschaftsverband Rheinland - Kaufm. Immobilienmanagement, Haus-

halt, Gebäudeservice -, Köln, Schreiben vom 12.10.2022 
 
8.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Frau Kaiser, 
hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass 



- 44 - 

 

keine Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften des L VR vorliegt und daher keine 
Bedenken gegen die o. g. Maßnahme geäußert werden. 
Diese Stellungnahme gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pul-
heim und das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege in Bonn; es wird darum 
gebeten, deren Stellungnahmen gesondert einzuholen. 
Ich bedanke mich vielmals für ihre Bemühungen und verbleibe 
Mit freundlichen Grüßen 
Torsten Ludes 
 
8.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
8.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.  Stadt Bergneustadt, FB 4 Tiefbau, Schreiben vom 13.10.2022 
 
9.1.  Teil 1 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.1 .1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Zu Begründung Teil A: 
 
4.2 Städtebauliches Konzept 
•  Anordnung der privaten Stellplätze …, ansonsten flächensparende Anordnung 
des ruhenden Verkehrs in kleinen Sammelstellplatzanlagen. (Bei der geplanten 
Fahrbahnbreite kann der ruhende Verkehr, z. B. Besucher, problemlos auf der 
Straße abgestellt werden. Öffentliche Stellplatzanlagen sind nicht erforderlich.) 

 Ausbildung einer Regenwasserversickerungsmulde in der Talsohle nördlich an-
grenzend zum Leienbach. (Die Sanierung der HRBs Leienbach I und II ist abge-
schlossen. Daher ist das Niederschlagswasser der Fahrbahn an die vorhande-
nen Regenwasserkanäle anzuschließen. Ein hydaulischer Nachweis zur Einlei-
tungsstelle E23 ist vorzulegen.) 

 
Im Süden im Bereich der Talsohle wird eine Regenwasserversickerungsmulde an-
geordnet, die der Aufnahme des auf den Straßenflächen anfallenden Nieder-
schlagswassers dient. Das auf den privaten Baugrundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser soll demgegenüber dezentral direkt auf den Grundstücken versi-
ckert werden. ( … ) 
 
9.1.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
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Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. des Spiegelpunk-
tes »Stellplätze« wird gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. des Spiegelpunk-
tes »Regenwasserversickerungsmulde « wird nicht gefolgt. Am 25.10.2022 hat es 
ein Abstimmungsgespräch zwischen dem FB 4, dem Erschließungsplaner und dem 
Projektentwickler gegeben, bei dem abgestimmt wurde, dass bzgl. der Entwässe-
rung der Verkehrsflächen neben der Versickerungsmulde auch der Anschluss an 
bestehende Regenwasserkanäle fachtechnisch geprüft werden soll. In diesem 
Zusammenhang sollen die Festsetzungen des Bebauungsplanes beide Entwässe-
rungsalternativen ermöglichen. Die nach Abschluss der Prüfung final abgestimmte 
und ausgewählte Entwässerungsalternative soll dann vor Satzungsbeschluss im 
Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Bergneustadt und dem Projektentwickler 
geregelt werden. 
 
9.1 .3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. des Spiegelpunk-
tes »Stellplätze« wird gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. des Spiegelpunk-
tes »Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.2.  Teil 2 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
 
4.3. Verkehrs- und Erschließungskonzept 
... Der katastermäßige Straßenquerschnitt wird als 6,0 m breite Mischverkehrsflä-
che ausgebildet, die von allen Verkehrsteilnehmern gleichberechtigt genutzt wer-
den kann. Die Fahrbahnbreite von 6,0 m Diese Breite ermöglicht den Begegnungs-
fall LKW/ PKW .... Die Schmutz- und Niederschlagswasserentwässerung erfolgt 
durch neue Kanale im freien Gefalle entlang der drei Erschließungsstraßen, die an 
die bestehende Kanalisation des Wohngebietes »Eichenfeld« angeschlossen wer-
den. 
Das anfallende Niederschlagswasser soll in einer Regenwasserversickerungsmulde 
südlich der geplanten Bebauung und unmittelbar angrenzend an den Leienbach 
versickert werden. … 
Ruhender Verkehr 
... An der geplanten inneren Erschließung sind derzeit insgesamt 11 Parkplätze für 
PKWs vorgesehen, davon 10 als Senkrechtparkplätze. Im mittleren Bereich der 
Erschließung wird zusätzlich ein weiterer Längsparkplatz angeordnet. [nicht erfor-
derlich] 
Fuß-/Radwegeanbindung 
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Im Wohngebiet sollen die Wohnstraßen als verkehrsberuhigte Mischverkehrsflä-
che in der vorhandenen Temo-30-Zone ausgeführt werden, sodass eine gleichbe-
rechtigte Nutzung dieser Verkehrsflächen auch für Fußgänger und Radfahrer mög-
lich ist .... Im Südosten ist in Verlängerung des 3-mErschließungsstiches eine Fuß-
wegeverbindung in den östlich angrenzenden Landschaftsraum vorgesehen, die 
den Anschluss an den innerhalb des Flurstucks 751 nach Osten verlaufenden 
Trampelpfad herstellt. Eine weitere Anbindung an den im Osten angrenzenden 
Landschaftsraum erfolgt im Nordosten des Baugebietes. [ist eine öffentliche An-
bindung in ein privates Waldgrundstück erforderlich?] ( ... ) 
 
9.2.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Fahrbahnbreite« und »Verkehrsberuhigung« wird gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Parkplätze« wird nicht gefolgt. Wie in dem Abstimmungsgespräch zwischen dem 
FB 4, dem Erschließungsplaner und dem Projektentwickler am 25.10.2022 abge-
stimmt wurde, sollen die Verkehrsflächenfestsetzungen im Bebauungsplan wei-
terhin den Raum für die bislang geplanten 11 Parkplätze vorhalten. Die Umset-
zung der Stellplätze soll final im Erschließungsvertrag geregelt werden. 
Wie in dem Abstimmungsgespräch ebenfalls abgestimmt wurde, bleiben die 
Wegeverbindungen zum östlich angrenzenden Flurstück 751 weiterhin im Bebau-
ungsplan, da hierüber im Bedarfsfalle auch Versorgungsleitungen des Wasser-
werks verlaufen sollen. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. (vgl. 9.1.2. Planerische 
Stellungnahme der Verwaltung) 
 
9.2.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Fahrbahnbreite« und »Verkehrsberuhigung« wird gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« und »Parkplätze« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.3.  Teil 3 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
( ... ) 
4.4. Grün- und Freiraumkonzept 
Zu den städtebaulichen ... 
• Anordnung von Straßenbäumen im Zusammenhang mit Parkplätzen, [bei der 
schmalen Katasterbreite von nur 6 m ist die Anordnung von Straßenbäumen auf-
grund von Ver- und Entsorgungsleitungen nicht möglich und auch nicht erforder-
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lich.] 
Angrenzend an den Straßenraum werden im Zusammenhang mit den geplanten 
Parkplätzen standortgerechte Laubbäume angeordnet. Diese dienen sowohl der 
gestalterischen als auch der mikroklimatischen Qualität des öffentlichen Raumes 
innerhalb des Wohngebietes. … ( ... ) 
 
9.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Straßenbäume«, wird insofern gefolgt, dass eine allgemeinere Beschreibung, 
inwieweit Straßenbäume angepflanzt werden sollen, in der Begründung formu-
liert werden. Der Umgang mit Straßenbäumen ist hier in diesem Verfahren pla-
nungsrechtlich nicht relevant und soll nach Einigung zwischen Stadt und Projekt-
entwickler im Rahmen des Erschließungsvertrages geregelt werden. 
 
9.3.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Straßenbäume« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.4.  Teil 4 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
4.5. Klimaschutzkonzept 
... Sollte ein Stromnetz mit zentralem Speicher aus rechtlichen oder wirtschaftli-
chen Gründen nicht umgesetzt werden können, so sind die einzelnen Gebäude 
mit einer ca. 10 kWp Photovoltaikanlage und einem ca. 12 kWh Stromspeicher 
auszurüsten. [die Größe sollte nicht genau festgelegt werden, da niemand weiß, 
wie sich die Technik in den nächsten Jahren entwickelt!] 
… 
[Die Ringleitung zum Kalten Nahwärmenetz ist nicht Bestandteil der öffentlichen 
Ver- und Entsorgungsleitungen] 
( ... ) 
 
9.4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. einer ca.-Angabe 
technischer Zahlen wird gefolgt. 
Der Hinweis zum Energiekonzept wird zur Kenntnis genommen und an die zu-
ständigen Projektbeteiligten weitergeleitet. 
 
9.4.3. Beschluss: 
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Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. einer ca.-Angabe 
technischer Zahlen wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.5.  Teil 5 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
5.4. Verkehrsflächen 
(gemäß§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
... Die festgesetzten Verkehrsflächen dienen der Aufnahme der für die Abwicklung 
der Kfz-, Rad und Fußgängerverkehre erforderlichen Flächen zzgl. Der hiermit im 
räumlichen Zusammenhang stehen den Parkplatzflächen, Bankette und Baum-
standorte (Straßenbäume). Die Gliederung in öffentliche und private Verkehrsflä-
chen, die genaue Lage und Umfang von Bepflanzungen und Bäumen sowie die 
Gestaltung und Anordnung der Parkplätze bleiben der weiterführenden Fachpla-
nung, die sich an diese städtebauliche Planung anschließt. ( ... ) 
 
9.5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Gliederung der Verkehrsflächen« wird sinngemäß gefolgt. 
 
9.5.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Gliederung der Verkehrsflächen« wird sinngemäß gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.6.  Teil 6 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
5.5. Versorgungsflächen und Flächen für die Abwasserbeseitigung 
(gemäß§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB) 
5.5.1. Fläche für Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, mit der Zweckbestimmung »Erneuerbare Ener-
gien« 
Gemäß dem Energiekonzept ist an der Nordseite der südlichen Erschließungsstra-
ße eine Technikzentrale sowie ein zentraler Wärmespeicher vorgesehen. Um die-
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se Anlage, die der Versorgung des Wohngebietes mit Erneuerbaren Energien 
dient, planungsrechtlich zu sichern und die entsprechenden Flächen vorzuhalten, 
wird unmittelbar neben der hier geplanten Stellplatzanlage gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 
BauGB eine 5,0 x 7,0 m große Fläche für Anlagen, Einrichtungen und sonstige 
Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, mit der Zweckbestimmung 
»Erneuerbare Energien« festgesetzt. 
5.5.2 Fläche für die Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung >Nieder-
schlagswasserversickerung< 
Der in Tallage zwischen den geplanten Baugebiet und dem Gewässerrandstreifen 
des Leienbaches wird eine dreiecksförmige Grundstücksfläche als Fläche für die 
Abwasserbeseitigung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt. Die Festsetzung 
dient der planungsrechtlichen Sicherung der hier geplanten Regenwasserversicke-
rungsmulde, die der Aufnahme, Rückhaltung und anschließenden Versickerung 
des auf den Verkehrsflächen im Plangebiet STADT BERGNEUSTADT Bebauungs-
plan Nr. 69 >Wiebusch< ENTWURF Begründung 26 anfallenden Niederschlagswas-
ser dient (vgl. Kap. 9.4 von Norden über ein in den Erschließungsstraßen befindli-
chen Kanalnetz das Niederschlagswasser zugeleitet wird. Zwischen der südlichen 
Erschließungsstraße und der Versickerungsmulde ist ein 3 m breiter Wirtschafts-
weg geplant. ( ... ) 
 
9.6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Stellplatzanlagen« wird sinngemäß gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. (vgl. 9.1.2. Planerische 
Stellungnahme der Verwaltung) 
 
9.6.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Stellplatzanlagen« wird sinngemäß gefolgt. 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.7.  Teil 7 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.7.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
5.8. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen - Wegeflächen 
(gemäß§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
Zur Verbindung des siedlungsinternen Straßennetzes mit Flächen, die an das Plan-
gebiet angrenzen, sieht das städtebauliche Konzept an drei Stellen kurze Verbin-
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dungswege vor. Hierbei handelt es sich um 
• einen 1,5 m breiten Fußweg im Nordostenwesten, der im Anschluss an die ge-
planten Wendeanlage einen Anschluss an das städtische Flurstück 3504 als Über-
gang zur Straße >Zum Wiebusch< herstellt; [dieser Fußweg wird nach Herstellung 
öffentliche Verkehrsfläche!] 
• einen 1,5 m breiten Fußweg im Südosten, der in Verlängerung des schmalen 
Erschließungsstiches einen Anschluss an einen bestehenden Trampelpfad auf dem 
privaten Flurstück 751 herstellt, [warum soll es diesen Weg geben?] ( ... ) 
9.7.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Fußwegeanbindung im Nordwesten« wird gefolgt. Die ursprüngliche Festsetzung 
einer mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche wurde durch die 
Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche in der Planzeichnung ersetzt. 
Zur Frage bzgl. der Fußwegeanbindung an das im Osten angrenzende Flurstück 
751 vgl. Ausführungen unter »9.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung«. 
 
9.7.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Fußwegeanbindung im Nordwesten« wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.8.  Teil 8 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.8.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
7.2.5. Wasser 
Durch die bauliche Entwicklung und Neuversiegelung auf rund 1,2 ha (netto) ist 
eine Verringerung der Grundwasserneubildung sowie ein veränderter Oberflä-
chenwasserabfluss zu erwarten. Veränderungen der Versickerungsleistung und 
des lokalen Wasserhaushalts sind grundsätzlich möglich. Im Rahmen einer Ent-
wässerungskonzeption ist jedoch eine dezentrale private Versickerung sowie eine 
Versickerungsmulde für das von öffentlichen Flächen anfallende Niederschlags-
wasser vorgesehen. Die geplante Mulde wird mit ausreichend Retentionsvolumen 
hergestellt, um auch Starkregenereignisse schadlos aufnehmen zu können. ( ... ) 
 
9.8.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. (vgl. 9.1.2. Planerische 
Stellungnahme der Verwaltung) 
 
9.8.3. Beschluss: 
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Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserversickerungsmulde« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.9.  Teil 9 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.9.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 
Belange 
 
( ... ) 
8. Planungsbegleitende fachliche Untersuchungen 
8.1. Verkehrstechnische Stellungnahme 
… 
Die Erschließung der geplanten Wohneinheiten über die vorhandenen öffentli-
chen Verkehrsflächen hatte gemäß der durchgeführten Modellberechnung zur 
Folge, dass etwa 12-15 Fahrten in der Spitzenstunde zusätzlich im Prognosefall zu 
erwarten sind. Diese verteilen sich aus dem Plangebiet über zwei Anschlüsse auf 
das bestehende Straßennetz. Die Anzahl an zusätzlichen Fahrten liegt damit im 
Bereich wochentäglicher Schwankungen und kann über das bestehende Straßen-
netz vertraglich abgewickelt werden. Gemäß RASt 06 ist der Wohnweg (Verkehrs-
beruhigter Bereich) für Verkehrsstärken kleiner 150 Kfz/h geeignet, die Wohn-
straße (Tempo 30) für Verkehrsstärken kleiner 400 Kfz/h. Die öffentlichen Ver-
kehrsflächen im Plangebiet weisen eine Katasterbreite von 6,00 m auf. ... ( ... ) 
 
9.9.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Verkehrsberuhigung« wird gefolgt. 
 
9.9.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Verkehrsberuhigung« wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.10.  Teil 10 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.10.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
9. Erschließung/Ver- und Entsorgung 
Das Konzept zur Erschließung des Baugebietes » Am Wiebusch« wurde im Juli 
2022 durch das Ingenieurbüro 
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Ralf Schaefer aus Solingen erarbeitet und mit den zuständigen Fachbehörden ab-
gestimmt. Zur Entwurfsplanung liegt ein Erläuterungsbericht mit Stand August 
2022 vor. [Die Entwurfsplanung wird über einen Erschließungsvertrag geregelt 
und ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.] ( ... ) 
 
9.10.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Entwurfsplanung Erschließung« wird sinngemäß gefolgt, indem auf die parallel 
zum Bebauungsplanverfahren erarbeitete Erschließungsplanung verwiesen wird, 
aber der Erläuterungsbericht der Entwurfsplanung keine Erwähnung findet, da er 
wie angeregt kein Bestandteil der Bebauungsplanunterlagen sein soll. 
 
9.10.3. Beschluss: 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Entwurfsplanung Erschließung« wird sinngemäß gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.11.  Teil 11 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.11.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
9.1. Verkehrsanbindung/-erschließung 
… 
Der Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlage ist als YerlEel'lrseeF1:11'ligte ZeRe 
Tempo-30-Zone im Mischverkehr, die als Ringstraßen und Sackgassen angelegt 
sind, vorgesehen. Zudem sind 10 Pkw Stellplätze als Senkrechtstellplätze sowie 
ein Langstellplatz separat angrenzend zur Fahrbahn der Erschließungsstraßen vor-
gesehen, um ausgewiesene Parkmöglichkeiten bereitzustellen (vgl. auch Kap. 4.3 
Verkehrs- und Erschließungskonzept). ( ... ) 
 
9.11 .2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Verkehrsberuhigung« und »Stellplätze« wird gefolgt. 
 
9.11.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Verkehrsberuhigung« und »Stellplätze« wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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9.12.  Teil 12 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.12.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
9.3. Entsorgung Schmutzwasser 
Die Entwässerung erfolgt nach DIN 1986 und DIN EN 752 im Trennsystem. Das 
anfallende Schmutzwasser der geplanten Bebauung wird im freien Gefälle an den 
vorhandenene Schmutzwasserkanaäle Aufgrund der topografischen Lage sind die 
Haltungen mit einem Gefälle von 125 o/oo geplant. Alle privaten Grundstücke 
erhalten eine Vorverlegung des Schmutzwasserkanals bis auf das Grundstück mit 
Verschlussteller. ( ... ) 
 
9.12.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Schmutzwasserkanäle« wird gefolgt. 
 
9.12.3. Beschluss: 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Schmutzwasserkanäle« wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.13.  Teil 13 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.13.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
9.4. Entsorgung Niederschlagswasser 
Das auf den geplanten öffentlichen Straßenflächen anfallende Niederschlagswas-
ser wird im freien Gefälle einer öffentlichen zentralen Regenwasserversickerung 
an vorhandene öffentliche Regenwasserkanäle zugeführt. Aufgrund der topografi-
schen Lage sind die Haltungen mit einem Gefälle von 133 o/oo bis 150 o/oo ge-
plant. Das anfallende Niederschlagswasser der privaten Grundstücksflächen 
(Dachfläche, Hoffläche, etc.) wird durch dezentrale Versickerung auf den privaten 
Baugrundstücken dem Grundwasser zugeführt. Der anfallende Regenabfluss der 
öffentlichen Erschließungsanlage wurde hinsichtlich der qualitativen und hydrauli-
schen Gewässerbelastung nach DWA-M 153 untersucht. Im Ergebnis ist eine Be-
handlung des Oberflächenwassers für den Bereich der öffentlichen Erschließungs-
straße erforderlich. Die vorgesehene Behandlungsmaßnahme sieht eine Versicke-
rung durch 30 cm bewachsenen Oberboden vor. Dabei geht der Runderlass des 
MUNLV NRW (Trennerlass) bei Flächen mit schwachem Kfz-Verkehr von einem 
geringen Gefährdungspotential aus. In der vorliegenden Situation, einer als Ring-
straße endenden verkehrsberuhigten Erschließungsstraße, ist von sehr schwa-
chem Kfz-Verkehr auszugehen. Als Versickerungseinrichtung wird eine zentrale 
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Versickerungsmulde in Erdbauweise favorisiert. Die geplante Mulde grenzt unter 
Einhaltung eines 3,0 m breiten Gewässerrandstreifens unmittelbar an das Fließ-
gewässer Leienbach. Die Regenversickerungsmulde wird über einen Regenwas-
serkanal DN 300 befüllt, der im nordwestlichen Böschungsbereich in die Anlage 
mündet. Einer möglichen Selbstdichtung der Versickerungseinrichtung wird durch 
Vorschälten eines Absetzbeckens begegnet. Die geplante Mulde wird mit ausrei-
chend Retentionsvolumen hergestellt, um auch Starkregenereignisse schadlos 
aufnehmen zu können. Im Falle von Starkregenereignissen außerhalb des 30-
jährigen Regenereignisses läuft das eingestaute Wasser der Anlage über einen 
talseitigen Notüberlauf an der Westseite breitflächig in Richtung Leienbach. Die 
Zugänglichkeit zu der geplanten Versickerungsmulde erfolgt von der neuen Er-
schließungsstraße über einen geplanten Wirtschaftsweg in einer Breite von 3,0 m 
... 
[Die komplette Entwässerung des Niederschlagswassers der Straßenflächen 
muss noch geprüft und mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmte werden. 
Wenn die vorhandene Einleitungsstelle E23 ausreichend ist, ist das Nieder-
schlagswasser an die vorhandenen Regenwasserkanäle in den vorhandenen 
Straßen „Zum Wiebusch und Zur alten Wiese" anzuschließen. Dann kann auf die 
Versickerungsmulde verzichtet werden. Für die Niederschlagswasserbeseitigung 
der öffentlichen Flächen bedarf es in jedem Fall einer Wasserrechtlichen Erlaub-
nis.] ( ... ) 
 
9.13.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserentsorgung« wird nicht gefolgt. Stattdessen wird das Kapitel mit 
Blick auf die unter »9.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung« erläuterte 
Abstimmung sachgerecht überarbeitet. 
Die Hinweise bzgl. der Einleitung in vorhandene Regenwasserkanäle werden mit 
Blick auf die vereinbarte fachtechnische Prüfung an die zuständige Fachplanung 
weitergeleitet. 
 
9.13.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematik 
»Regenwasserentsorgung« wird nicht gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.14.  Teil 14 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.14.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
9.5. Abfall- und Wertstoffentsorgung 
Bei der Dimensionierung der geplanten öffentlichen Verkehrsflächen wurden die 
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Anforderungen eines dreiachsigen Mullfahrzeuges gemäß RASt 06 berücksichtigt. 
Die geplante Erschließungsstraße (verkehrsberuhigte Ringstraße im Mischverkehr) 
ermöglicht mit 6,0 m Katasterbreite einen unproblematischen Begegnungsverkehr 
zwischen Lkw und Pkw. Grundstücke, ... ( ... ) 
 
9.14.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Verkehrsberuhigung« und »Straßenbreite« wird gefolgt. 
 
9.14.3. Beschluss: 
 
Der Anregung zur redaktionellen Korrektur der Begründung bzgl. der Thematiken 
»Verkehrsberuhigung« und »Straßenbreite« wird gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
9.15.  Teil 15 des Schreibens des FB 4 Tiefbau vom 13.10.2022 
9.15.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
10. Realisierung 
10.2. Städtebauliche Vertrag/ Kosten 
Zur Förderung, Umsetzung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten 
Ziele, insbesondere die Herstellung und Übergabe von Erschließungsanlagen so-
wie zur Aufteilung von Kosten soll gemäß § 11 BauGB ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag zwischen der Stadt Bergneustadt und einem privaten Projektentwickler 
abgeschlossen werden. · 
Zu Erschließungsplanung-Erläuterungsbericht: 
Die komplette Anlage „ Erläuterungsbericht Entwurfsplanung" der Ingenieurbüros 
Ralf Schaefer muss aus dem Bebauungsplanverfahrens herausgenommen werden! 
Die Ausführungsplanung zum Straßen- und Kanalbau wird ausschließlich im Er-
schließungsvertrag zwischen der Stadt Bergneustadt und dem Investor geregelt!  
Grundlegende Regelungen bezüglich Verkehr und Entwässerung werden in der 
Begründung Teil A behandelt. 
 
9.15.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Anlage »Erläuterungsbericht Entwurfsplanung« ist nicht mehr Bestandteil der 
Bebauungsplanunterlagen. Die Erschließungsplanung wird parallel zum Bebau-
ungsplanverfahren konkretisiert und die ausgewählte Entwässerungsalternative 
im Rahmen des Erschließungsvertrages zwischen der·Stadt Bergneustadt und dem 
Investor verbindlich geregelt. Der Anregung wird bzgl. des formalen Umganges 
mit der Erschließungsplanung gefolgt. 
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9.15.3. Beschluss: 
 
Der Anregung wird bzgl. des formalen Umganges mit der Erschließungsplanung 
gefolgt. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
III. (erneute) Öffentliche Auslegung 
 
A) Vonseiten der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen im Rahmen des er-
neuten Beteiligungsverfahrens nach § 3 Abs. 2 BauGB eingegangen. 
 
B) Stellungnahmen der Verwaltung zu den eingegangenen Stellungnahmen der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (gem. § 4 Abs. 2 BauGB): 
 
1.  Oberbergischer Kreis - Amt für Planung, Entwicklung und Mobilität,  

Gummersbach, Schreiben vom 26.01.2023 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Oberbergische Kreis nimmt wie folgt Stellung: 
( ... ) 
 
1.1.  Teil 1 - Landschaftspflege, Artenschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 26.01.2023 
1.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Landschaftspflege 
Bezüglich der im Umweltbericht aufgeführten überarbeiteten Eingriffs- Aus-
gleichs- Bilanzierung samt teilweise neuen Kompensationsmaßnahmen bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken mehr. 
Die gesamte Kompensation ist - wie im Umweltbericht dargestellt - auf verbindli-
cher / vertraglicher Basis zu sichern und zeitnah zu realisieren. ( ... ) 
 
1.1.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen auf den planexternen Flächen 
wird vor Satzungsbeschluss vertraglich geregelt und gesichert. 
 
1.1.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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1.2.  Teil 2 - Umweltamt - Gewässerschutz - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 26.01.2023 
1.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen die Aufstellung des oben genannten BP 69 „Am Wiebusch". Es wird jedoch 
darauf hingewiesen, dass die im B-Plan dargestellte Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung GR (Gewässerrand-streifen) auf der gesamten Gewässerlänge des „Lei-
enbach" im B-Plangebiet mit mind. 3 m beidseitig angenommen werden sollte. ( 
... ) 
 
1.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der südliche Randbereich des Plangebietes, wo der Leienbach und dessen Gewäs-
serrandstreifen verläuft, ist in der aktuellen Planfassung gegenüber der Vorgän-
gerplanfassung vom 23.08.2022, die im Rahmen der Behördenbeteiligung gern. § 
4 (2) BauGB dem Umweltamt von Mitte September bis Mitte Oktober 2022 vorge-
legen hat, unverändert geblieben und war somit nicht Gegenstand der erneuten 
öffentlichen Auslegung. 
Dessen ungeachtet ist folgendes festzustellen: Der Hinweis, dass die im B-Plan 
dargestellte Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gewässerrandstreifen" auf 
der gesamten Gewässerlänge des Leienbaches im B-Plangebiet mit mind. 3 m 
beidseitig angenommen werden sollte, nimmt offensichtlich Bezug auf die Best-
immungen des § 31 Landeswassergesetz (LWG) in Verbindung mit§ 38 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG). Gemäß§ 38 (2) WHG bemisst sich der Gewässerrandstrei-
fen ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Bö-
schungsoberkante ab der Böschungsoberkante. ·Im vorliegenden Fall handelt es 
sich bei dem Gewässer um den quellnahen Oberlauf des Leienbaches, der inmit-
ten eines Taleinschnittes verläuft. Im Jahre 2022 und insbesondere auch zum 
Zeitpunkt der topografischen Bestandsaufnahme (Juni und November 2022) hat 
der Leienbach im Bereich des Plangebietes kein Wasser geführt. Die Verortung 
des Bachbettes und dessen vermessungstechnische Aufnahme war somit nur be-
dingt möglich und wurde durch den starken Aufwuchs im Bereich des Gewässer-
laufes zusätzlich erschwert. Der Mittelwasserstand war im trockengefallenen Ge-
wässer nicht feststellbar. Eine ausgeprägte Böschungsoberkante ist hier am Ober-
lauf ebenfalls nicht erkennbar. 
Darüber hinaus sind erosionsbedingte Änderungen des Gewässerverlaufs im Zuge 
von Starkregenereignissen insbesondere hier im topgrafisch nicht besonders aus-
geprägten Oberlauf möglich. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
dass der ermittelte Gewässerverlauf nicht vollständig innerhalb der entsprechen-
den Gewässerparzelle Flurstück 3416 westlich des Plangebietes verläuft. Es ist 
wahrscheinlich, dass die Gewässerlinie ursprünglich etwas südlicher verlaufen ist. 
Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass es sich bei der Darstellung des Leienba-
ches in der Planzeichnung um eine schematische nachrichtliche Darstellung han-
delt, die eine situationsbedingte Unschärfe hinsichtlich ihrer Lage und Linienfüh-
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rung aufweist. Die Darstellung kann somit nur als orientierende Grundlage für 
hieraus abgeleitete Festsetzungen dienen. 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der in der Planzeichnung 
festgesetzten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gewässerrandstreifen" um 
keine Festsetzung handelt, die eine unmittelbare Rechtsfolge des § 38 WHG oder§ 
31 LWG darstellt. Die Bestimmungen der§ 38 WHG bzw. § 31 LWG gelten unab-
hängig von dieser städtebaulichen Planung. Von daher reicht es aus, dass die Fest-
setzungen im Bebauungsplan den Bestimmungen der§ 38 WHG bzw. § 31 LWG 
nicht entgegenstehen. 
Vor dem Hintergrund des oben beschriebenen Sachverhalts orientiert sich die in 
der Planzeichnung festgesetzte Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gewässer-
randstreifen" im Sinne einer umsetzungsorientierten Planung zunächst einmal an 
den bestehenden Flurstücks- bzw. Grundstücksgrenzen und damit an der beste-
henden Eigentumsstruktur. Dies gilt insbesondere für die Flurstücksgrenze südlich 
des Leienbaches, die mit der Grenze des räumlichen Geltungsbereiches dieses 
Bebauungsplanes zusammenfällt, sowie die Grenze zwischen dem Flurstück 3276 
und der Gewässerparzelle 3416, die entsprechend in das Plangebiet verlängert 
wurde, um die beiden benachbarten Baugrundstücke über ihre gesamte Grund-
stückstiefe miteinander verbinden zu können. Dies führt dazu, dass die Grünflä-
chenfestsetzung situationsbedingt teils mehr und teils weniger als 3 m über die im 
Lageplan dargestellte Gewässerlinie hinausreicht. 
In den Bereichen, wo der Verlauf bestehender Flur- bzw. Grundstücksgrenzen 
dem nicht entgegensteht, folgt die Grünflächenfestsetzung exakt dem in der Stel-
lungnahme genannten 3-m-Mindestabstand. Hierbei handelt es sich um den weit-
aus überwiegenden Teil der nördlichen Grenze der Grünfläche zum neuen Bauge-
biet. Aufgrund der oben beschriebenen örtlichen Gegebenheiten variiert die Ge-
samtbreite der Grünflächenfestsetzung zwischen rund 5,5 m und rund 10,5 m. Der 
Abstand des Bachlaufes zu den nächstgelegen festgesetzten Baufenstern variiert 
von mindestens 11 m im Westen bis mehr als 20 m im Osten. Die Gesamtbreite 
der Grünflächenfestsetzung und die Abstände zu den nächstgelegenen Grund-
stücksgrenzen und Baufenstern lassen erwarten, dass die Schutzbelange des Ge-
wässers durch die Festsetzungen im Bebauungsplan ausreichend berücksichtigt 
sind. 
Der Stellungnahme wird somit nur in den Teilbereichen gefolgt, wo vorhandene 
oder bestandsangepasste Flurstücks- bzw. Grundstücksgrenzen einschließlich der 
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes einen Abstand 
von mindestsens 3 m zu dem in der Planzeichnung dargestellten Gewässerverlauf 
besitzen. 
 
1.2.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nur in den Teilbereichen gefolgt. wo vorhandene oder 
bestandsangepasste Flurstücks- bzw. Grundstücksgrenzen einschließlich der Gren-
ze des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes einen Abstand von 
mindestsens 3 m zu dem in der Planzeichnung dargestellten Gewässerverlauf be-
sitzen. 
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Abstimmungsergebnis: 32 Jastimmen, 2 Neinstimmen 
 
 
1.3.  Teil 3 - Umweltamt • Kommunale Abwasserbeseitigung - des Schreibens 

des Oberbergischen Kreises vom 26.01.2023 
1.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Gegen den Bebauungsplan Nr. 69 besteht seitens der kommunalen Abwas-
serbeseitigung grundsätzlich keine Bedenken. 
Die Niederschlagsentwässerung ist frühzeitig mit der Unteren Wasserbehörde 
abzustimmen. Der Quellbereich des Leienbachs darf nicht überbaut werden und 
ist gern. DWA M 102-3/BWK M 3-3 einleitungsfrei zu halten. 
Niederschlagsentwässerung Straßenflächen: 
Bei einer zentralen Versickerung ist sicherzustellen, dass diese schadlos und ge-
meinwohlverträglich erfolgt. 
Der Untergrund muss versickerungsfähig sein und die Versickerung darf von der 
stofflichen Belastung her ausschließlich schadlos erfolgen. 
Ein aussagekräftiges hydrogeologisches Gutachten ist vorzulegen. Die Versicke-
rungsanlage ist gemäß dem hydrogeologischen Gutachten herzustellen. 
Ein entsprechender Antrag nach §§ 8, 9, 10 und 57 WHG ist bei der Unteren Was-
serbehörde frühzeitig zu stellen. 
Bei Anschluss an den vorhandenen Regenwasserkanal des Wohngebietes „Eichen-
feld", ist zu prüfen, dass die bestehenden Entwässerungsanlagen das Abwasser 
aufnehmen können und ob sie gegebenenfalls angepasst werden müssen. 
Für die Einleitungsstelle E23 liegt keine gültige wasserrechtliche Erlaubnis vor. Ein 
entsprechender Antrag nach §§ 8, 9, 10 und 57 WHG ist bei der Unteren Wasser-
behörde frühzeitig zu stellen. Hierbei ist zu prüfen, dass die Einleitungsmenge und 
der stoffliche Eintrag gewässerverträglich ist. 
Dezentrale Niederschlagsentwässerung private Baugrundstücke: 
Gemäß § 49 (4) Landeswassergesetz NRW ist gegenüber der Unteren Wasserbe-
hörde nachzuweisen, dass das Niederschlagswasser durch den Nutzungsberech-
tigten ganz oder teilweise gemeinwohlverträglich auf dem Grundstück versickert 
oder ortsnah in ein Gewässer eingeleitet werden kann. 
Der Nachweis ist von der Gemeinde unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
Grundwasserstände zu führen, da die Bebaubarkeit des Grundstücks nach dem 1. 
Januar 1996 durch einen Bebauungsplan, einen Vorhabens- und Erschließungs-
plan oder eine baurechtliche Satzung begründet worden ist. 
Sollte die Versickerung über eine technische Anlage (z.B. Versickerungsschacht, 
Rigole) erfolgen ist, von den Grundstückseigentümern eine wasserrechtliche Er-
laubnis gern. § 8 WHG bei der Unteren Wasserbehörde frühzeitig zu beantragen. ( 
... ) 
 
1.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
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Die Planung der Niederschlagsentwässerung wird im Zuge der weiteren Konkreti-
sierung seitens der Fachplanung mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 
Die Hinweise bzgl. einer dezentralen Niederschlagsentwässerung privater Bau-
grundstücke werden an die zuständigen Fachstellen weitergeleitet und sind insbe-
sondere auch von den einzelnen Grundstückeigentümern bei der Erstellung der 
Bauvorlagen zu beachten und werden entsprechend weitergegeben. 
 
1.3.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung 
bzw. die zuständigen Fachstellen weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.4.  Teil 4 - Umweltamt - Bodenschutz - des Schreibens des Oberbergischen 

Kreises vom 26.01.2023 
1.4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) 
Gegen das Planverfahren bestehen zum jetzigen Planungsstand aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht keine Bedenken, wenn die im Umweltbericht vom 15.11.2022 
genannten Kompensationsmaßnahmen umgesetzt werden. 
Hinweis: Nach Auswertung der Digitalen Bodenbelastungskarte des OBK ist davon 
auszugehen, dass im Bereich der heute bestehenden Grünfläche für bestimmte 
Schadstoffe die Vorsorgewerte nach BBodSchV im Oberboden überschritten wer-
den. 
-> Um Flächen, auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht überschritten werden, 
vor Schadstoffeinträgen zu schützen, sollte der im Plangebiet im Rahmen von 
Baumaßnahmen abgeschobene und ausgehobene Oberboden auf den Grundstü-
cken verbleiben. ( ... ) 
 
1.4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Umsetzung der 
Kompensationsmaßnahmen wird vertraglich gesichert. 
Der Hinweis zum Umgang mit dem Oberboden wurde sachgerecht in den Um-
weltbericht  (Kapitel 7.2) aufgenommen. 
 
1.4.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Umsetzung der 
Kompensationsmaßnahmen vertraglich gesichert. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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1.5.  Teil 5 - Umweltamt - Immissionsschutz- des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 26.01.2023 
1.5.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( .... ) 
Aus der Sicht des Immissionsschutzes werden zu dem o. g. Vorhaben keine Anre-
gungen und Hinweise vorgebracht. 
(.... ) 
 
1.5.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.5.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
( ... ) Weitere Belange des Umweltamtes werden nicht tangiert. ( ... ) 
 
 
1.6.  Teil 6 - Amt für Rettungsdienst, Brand- und Bevölkerungsschutz - des 

Schreibens des Oberbergischen Kreises vom 26.01.2023 
1.6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Gegen die o.g. Maßnahme bestehen aus Sicht der Brandschutzdienststelle 
keine Bedenken, wenn bei der Änderung der Flächen eine Löschwassermenge 
über 2 Stunden wie folgt sichergestellt ist: Allgemeines Wohngebiet WA: min. 800 
1/min. 
Die Löschwassermenge ist jeweils in einem Radius von 300 m vorzuhalten. Die 
Entfernung zum nächsten Hydranten darf dann 75 m Luftlinie nicht überschreiten. 
Des Weiteren wird auf den § 5 der BauO NRW hingewiesen, damit die Zufahrten 
zu den jetzigen und zukünftigen Objekten auch für den Rettungsdienst und die 
Feuerwehr nach DIN 14090 gegeben sind. ( ... ) 
 
1.6.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Nach aktuellem Kenntnisstand kann die geforderte Löschwassermenge im Plan-
gebiet bereitgestellt werden. Die Anforderungen des § 5 der BauO NRW sind im 
Rahmen der späteren Bauanträge zu beachten. Die fachlichen Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen und an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
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1.6.3. Beschluss: 
 
Die fachlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die zuständige 
Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
1.7.  Teil 7 - Polizei NRW. Direktion Verkehr - des Schreibens des Oberbergi-

schen Kreises vom 26.01.2023 
1.7.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Gegen die beantragte Bauleitplanung Bergneustadt Bebauungsplan Nr. 69 - 
Am Wiebusch bestehen unter Bezugnahme auf die eingereichten Unterlagen aus 
polizeilicher Sicht keine Bedenken. 
Bei der Planung sollte jedoch darauf geachtet werden, dass ausreichend Parkraum 
auf den Grundstücken hergestellt wird, da im öffentlichen Bereich keine ausrei-
chenden Parkflächen vorhanden sind. 
 
1.7.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Verpflichtung zur Herstel-
lung von privaten Stellplätzen erfolgt auf Grundlage der Vorgaben des Landes 
NRW und der Stadt Bergneustadt und ist im Rahmen des Bauantrages vom Bau-
herrn nachzuweisen. 
 
1. 7 .3.  Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
2. Aggerverband, Gummersbach, Schreiben vom 01.02.2023 
 
2.1. Teil 1 des Schreibens des Aggerverbandes vom 01.02.2023 
2.1.1 .  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
unter Bezugnahme auf Ihr o.g. Schreiben teile ich Ihnen aus Sicht des Bereiches 
Gewässerentwicklung und -unterhaltung mit, dass ich meine Stellungnahme vom 
10.08.2022, die weiterhin Gültigkeit hat, um nachfolgende Hinweise zum Gewäs-
serrandstreifen ergänzen möchte: 
Gemäß vorliegenden Unterlagen ist ein drei Meter breiter Gewässerrandstreifen 
am Leienbach geplant. Leider bietet das gültige Wasserrecht (Wasserhaushaltsge-
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setz (WHG), Landeswassergesetz (LWG)) dem Aggerverband als Gewässerunter-
halter nicht immer eine umfassende Grundlage für den Gewässerschutz. 
Gemäß § 31 LWG "Gewässerrandstreifen" Absatz (4), ist im Innenbereich nach §§ 
30, 34 des Baugesetzbuchs ein fünf Meter breiter Gewässerrandstreifen zu be-
rücksichtigen. Der Fünf-Meter-Schutzstreifen gilt nicht, wenn das Grundstück im 
Bereich des Gewässerrandstreifens bereits bebaut ist oder dort am 16. Juli 2016 
Baurecht bestand. Wenn dort zu dem Stichtag bereits Baurecht bestand, ist nur 
ein Abstand von drei Meter (gern. § 9 Abs. 4 LWG)  einzuhalten. 
Da der vorhandene Bereich weder bebaut ist, noch zum Stichtag am 16.07.2016 
ein Baurecht bestand, sollte am Leienbach ein fünf Meter breiter Gewässerrand-
streifen berücksichtigt werden. Der o.g. Gewässerrandstreifen von fünf Meter 
bemisst sich ab der Böschungsoberkante des Gewässers. Innerhalb des Schutz-
streifens ist nach WHG § 38 (4) und LWG § 31 u.a. verboten: 
•  Bebauungen und dauerhafte Ablagerungen; 
•  Umgestaltung im Ufer- und Böschungsbereich durch Bodenablagerungen, 
Uferverbau und Einengung des Abflussquerschnittes; 
•  Massive Grundstückseinfriedungen durch Zäune oder Mauern; 
•  Das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, die Anpflan-
zung standortfremder Gehölze im Ufer- und Böschungsbereich. 
Die Zugänglichkeit zum Gewässer, auch für schweres Arbeitsgerät zur Durchfüh-
rung von Gewässerunterhaltungsarbeiten durch den Aggerverband, z. B. zur Si-
cherung des Abflusses,  muss gewährleistet werden. 
Sollte die Niederschlagsentwässerung der Straßenflächen, entgegen der früheren 
Planung,  doch durch den Anschluss an die bestehende Regenwasserkanalisation 
erfolgen, ist zu beachten, dass bei Einleitung zusätzlicher Niederschlagswässer 
über die bestehende Regenwasserkanalisation in ein Oberflächengewässer ggf. 
bestehende Einleitungserlaubnisse über ein einschlägiges Wasserrechtsverfahren 
anzupassen sind, wobei sich zulässige Einleitungsmengen an den Anforderungen 
des Merkblattes BWK M 3/ M 7 (bzw. DWA M/A 102)  orientieren sollten. Dies gilt 
auch für den Neubau von Entwässerungssystemen. ( ... ) 
 
2.1.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zunächst ist festzustellen, dass der südliche Randbereich des Plangebietes, wo der 
Leienbach und dessen Gewässerrandstreifen verläuft, in der aktuellen Planfassung 
gegenüber der Vorgängerplanfassung vom 23.08.2022, die im Rahmen der Behör-
denbeteiligung gern. § 4 (2) BauGB dem Aggerverband von Mitte September bis 
Mitte Oktober 2022 vorgelegen hat, unverändert geblieben ist und somit nicht 
Gegenstand der erneuten öffentlichen Auslegung war. In diesem Zusammenhang 
wird auf die Stellungnahmen des Aggerverbandes vom 14.04. und 12.10.2022 und 
die hierzu entsprechenden planerischen Stellungnahmen der Verwaltung verwie-
sen. 
Darüber hinaus ist festzustellen, dass sich die Stellungnahme des Aggerverbandes 
auf eine veraltete und nicht mehr gültige Fassung des Landeswassergesetzes 
(LWG) bezieht, wobei der § 31 LWG wesentliche Änderungen erfahren hat. 
Gemäß § 38 (3) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) kann die Untere Wasserbehörde 
als zuständige Behörde für Gewässer oder Gewässerabschnitte sowohl für den 
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Außen- als auch für den Innenbereich die Breite des Gewässerrandstreifens eines 
Gewässers entsprechend festsetzen. Aus der Stellungnahme der Unteren Wasser-
behörde vom 26.01.2023 geht hervor, dass im Bebauungsplangebiet entlang des 
Leienbaches ein Gewässerrandstreifen mit beidseitig min. 3 m Breite als ausrei-
chend angesehen wird. Dies wurde bei der Festsetzung der Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Gewässerrandstreifen" weitgehend berücksichtigt. 
Dabei ist anzumerken, dass es sich bei der in der Planzeichnung festgesetzten 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gewässerrandstreifen" um keine Festset-
zung handelt, die eine unmittelbare Rechtsfolge des § 38 WHG oder§ 31 LWG 
darstellt. Die Bestimmungen der § 38 WHG bzw. § 31 LWG gelten unabhängig von 
dieser städtebaulichen Planung. Von daher reicht es aus, dass die Festsetzungen 
im Bebauungsplan den Bestimmungen der § 38 WHG bzw. § 31 LWG nicht entge-
genstehen. 
Der Stellungnahme wird hinsichtlich der geforderten Breite des Gewässerrand-
streifens nicht gefolgt, da die Untere Wasserbehörde als zuständige Behörde eine 
geringere Breite als ausreichend ansieht. 
Der Hinweis auf die förmlichen Anforderungen für die Niederschlagsentwässerung 
der Straßenflächen wird zur Kenntnis genommen und an die zuständige Fachpla-
nung weitergeleitet. 
Im Übrigen wird auf die planerischen Stellungnahmen der Verwaltung zu den Stel-
lungnahmen des Aggerverbandes mit Datum vom 14.04., 17.05., 12.08. und 
12.10.2022 verwiesen. 
 
2.1.3.  Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird hinsichtlich der geforderten Breite des Gewässerrand-
streifens nicht gefolgt, da die Untere Wasserbehörde als zuständige Behörde eine 
geringere Breite als ausreichend ansieht. 
 
Abstimmungsergebnis: 32 Jastimmen, 2 Neinstimmen 
 
 
2.2. Teil 2 des Schreibens des Aggerverbandes vom 01 .02.2023 
2.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Aus Sicht der Abwasserbehandlung teile ich Ihnen mit, dass meine Stellung-
nahme vom 10. Oktober weiterhin Gültigkeit hat. Das komplette Baugebiet mit 
den 36 Baugrundstücken für Einzel-/Doppelhäusern ist nicht im derzeit gültigen 
Netzplan der Kläranlage Krummenohl enthalten. Richtig von Ihnen aufgenommen 
ist, dass die angrenzenden Flächen im Trennsystem zu entwässern sind und das 
neu anfallende Schmutzwasser an den bestehenden Schmutzwasserkanal ange-
schlossen werden muss. 
Wenn Sie Fragen haben oder weitere Informationen benötigen, dann wenden Sie 
sich bitte an Frau Funk (Gewässerentwicklung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361142 oder Herrn Gorres  (Abwasserbehandlung) unter der Telefon-Nr. 
02261/361160. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Der Vorstand 
Im Auftrag 
gez. Dr. Uwe Moshage. 
 
2.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an die beteiligten Fachstel-
len bzw. Fachplanung weitergeleitet. 
Auf die planerische Stellungnahme der Verwaltung zur Stellungnahme des Agger-
verbandes vom 12.10.2022 wird verwiesen. 
 
2.2.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an die beteiligten Fachstel-
len bzw. Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
   
3. NABU, Ortsgruppe Bergneustadt, Schreiben vom 08.01.2023 
 
3.1. Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wie im zu dem Bebauungsplan beigefügten Umweltbericht dargestellt, führt die 
Umsetzung des Planes zu ca. 1 ha Wald- und 1,3 ha Grünlandverlust der entspre-
chend auszugleichen ist. Dazu wird vorgeschlagen als Kompensationsmaßnahmen 
3,9 ha Fichtenwald in Laubwald umzuwandeln sowie eine Erstaufforstung mit 
Waldrand-Neuanlage auf Grünland in Wiehl-Remperg vorzunehmen. Ergänzend 
dazu soll auf 1,4 ha die Grünlandnutzung extensiviert werden. 
Solche Ausgleichsmaßnahmen sollten allerdings nicht in Wiehl, sondern ortsnah 
hier in Bergneustadt vorgenommen werden. Als mögliche Maßnahmen könnte 
z.B. der Wiedenester Teich durch Auskofferung wieder in einen naturnahen - auch 
im Sommer wasserführenden Zustand - versetzt werden oder es könnten entspre-
chende Flächenentsiegelungen im Stadtgebiet vorgenommen werden. 
Viele Grüße, Wolfgang Scharf 
Vorsitzender NABU-Ortsgruppe Bergneustadt 
 
3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die geplanten und im Umweltbericht beschriebenen Kompensationsmaßnahmen 
erfolgen innerhalb eines zusammenhängenden Naturraumes und sind mit den 
zuständigen Behörden des Oberbergischen Kreises abgestimmt. Die Auswahl der 
plangebietsexternen Kompensationsflächen wurde in diesem Zusammenhang als 
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sachgerecht bestätigt. 
 
3.3. Beschluss: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt, da die Auswahl der im Umweltbericht be-
schriebenen plangebietsexternen Kompensationsflächen mit den zuständigen 
Behörden abgestimmt und als sachgerecht bestätigt wurden. 
 
Abstimmungsergebnis: 31 Jastimmen, 3 Neinstimmen 
 
 
4. Landesbetrieb Wald und Holz NRW - Regionalforstamt Bergisches Land, 

Gummersbach, Schreiben vom 18.01.2023 
 
4.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Frau Kaiser, 
aus forstlicher Sicht bestehen gegen den o.g. Planentwurf keine Bedenken. Die 
Belange des Waldes sind weitestgehend berücksichtigt. 
Anregungen oder Hinweise werden nicht gegeben. 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
Kreckel 
 
4.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
4.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
5. Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL West, PTI 22, Bochum/Köln, 

Schreiben vom 10.01.2023 
 
5.1.  Teil 1 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 10.01.2023 
5.1.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte(r) Frau Anneliese Martini, 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
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Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgen-
des hin: 
Im Planbereich befinden sich z. Zt. keine Telekommunikationslinien der Telekom. 
Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nut-
zung ihres Netzes sowie Ihre Vermögensinteressen - sind nicht betroffen. ( ... ) 
 
5.1.2.  Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
5.1.3.  Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
5.2.  Teil 2 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 10.01.2023 
5.2.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit 
einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,50 m für die Unterbringung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baum-
pflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten.  Wir bitten sicherzu-
stellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau,· die Unterhaltung und Erweite-
rung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsanschlüssen ist die Ver-
legung zusätzlicher Telekommunikationsanlagen erforderlich. Falls notwendig, 
müssen hierfür bereits ausgebaute Straßen wieder aufgebrochen werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leistungsträ-
ger ist es notwendig, dass uns Beginn und Ablauf der Erschließungsanlagen im 
Bebauungsplangebiet der Deutsche Telekom Technik GmbH, Tl NL West, PTI 22 so 
früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den an: 
Deutsche Telekom Technik GmbH T NL West, PTI 22, Innere Kanalstr. 98, 50672 
Köln. ( ... )  
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5.2.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Bitte der Telekom GmbH, fachliche und betriebsspezifische Hinweise als Fest-
setzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen, wird nicht gefolgt. 
Für den von der Telekom GmbH formulierten Festsetzungsvorschlag gibt es weder 
eine planungsrechtliche Grundlage noch würde dies dem gebotenen Gleichbe-
handlungsgrundsatz entsprechen, da andere Telekommunikationsunternehmen 
hierdurch benachteiligt würden. Darüber hinaus wäre der fachliche Detaillie-
rungsgrad der formulierten Hinweise für eine allgemeinverbindliche Festsetzung 
unangemessen. 
Da es sich jedoch bei den fachlichen und betriebsspezifischen Hinweisen um 
sachdienliche Hinweise für die Planung und Ausführung der Erschließungsflächen 
handelt, werden sie an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
 
5.2.3. Beschluss: 
 
Der Bitte der Telekom GmbH, fachliche und betriebsspezifische Hinweise als Fest-
setzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen, wird nicht gefolgt. Die Hinweise 
werden an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
5.3.  Teil 3 des Schreibens der Deutschen Telekom vom 10.01.2023 
5.3.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
( ... ) Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine 
Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdi-
scher Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung 
sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. 
 
5.3.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
5.3.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
6. PLEdoc GmbH - Netzauskunft, Essen, Schreiben vom 03.01.2023 
 
6.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 
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Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 
•  OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 
•  Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
•  Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürn-
berg 
•  Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
•  Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
•  Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 
•  Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 
Mit freundlichen Grüßen 
PLEdoc GmbH 
Anlage(n) 
Übersichtskarten 
 
6.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie wird an den privaten Pro-
jektentwickler zur Kenntnisnahme weitergeleitet. 
 
6.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
7. Industrie- und Handelskammer zu Köln, Schreiben vom 26.01.2023 
 
7 .1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
es ist geplant, Wohnbebauung zu errichten. Wir halten an unserer Stellungnahme 
vom 6. Oktober 2022 fest und haben gegen diese Bauleitplanung keine Bedenken. 
Mit freundlichen Grüßen 
Industrie- und Handelskammer zu Köln 
Gez. Katarina Matesic 
Wirtschaft und Politik Geschäftsstelle Oberberg 
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7.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auf die planerische Stellung-
nahme der Verwaltung zur Stellungnahme des IHK vom 06.10.2022 wird verwie-
sen. 
 
7 .3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
8.  Landschaftsverband Rheinland - Kaufm. Immobilienmanagement, Haus-

halt, Gebäudeservice -, Köln, Schreiben vom 24.01.2023 
 
8.1.  Inhalt der Stellungnahme der Behörde/des sonstigen Trägers öffentl. 

Belange 
 
Sehr geehrte Frau Martini, 
hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass 
keine Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine 
Bedenken gegen die o. g. Maßnahme geäußert werden. 
Diese Stellungnahme gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pul-
heim und das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege in Bonn; es wird darum 
gebeten, deren Stellungnahmen gesondert einzuholen. 
Ich bedanke mich vielmals für ihre Bemühungen und verbleibe 
Mit freundlichen Grüßen 
Torsten Ludes 
 
8.2. Planerische Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die genannten Ämter wurden 
parallel am Verfahren beteiligt. 
 
8.3. Beschluss: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Abschließend beantwortet Prof. Hartmut Welters noch eine Verständnisfrage des 
Stv. Kubitzki in Bezug auf die Tragfähigkeit der Straße betr. des Baustellenver-
kehrs. 
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Im Anschluss daran fasst der Rat der Stadt Bergneustadt folgenden 
 
Beschluss: 
 
1.  Der Rat der Stadt Bergneustadt beschließt gemäß §§ 1 und 2 Absatz 1 Bau-

gesetzbuch (BauGB) vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBL. I Nr. 6) geändert wor-
den ist, in der derzeit gültigen Fassung, über die in der Anlage mit abge-
druckten Anregungen, die von der Öffentlichkeit sowie den Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 3 Absatz 2 sowie § 4 Ab-
satz 2 BauGB eingegangen sind (lfd. Nr. 1 – 8). 

 
2. Der Rat der Stadt Bergneustadt beschließt gemäß §§ 1 und 2 Absatz 1 Bau-

gesetzbuch (BauGB) vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBL. I Nr. 6) geändert wor-
den ist, in der derzeit gültigen Fassung, über die in der Anlage mit abge-
druckten Anregungen, die von der Öffentlichkeit sowie den Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 3 Absätze 1 und 2 (lfd. Nr. 
1 – 8) sowie § 4 Absätze 1 und 2 BauGB (lfd. Nr. 1 – 9) im gesamten Ver-
fahren in allen Verfahrensschritten eingegangen sind. 
 

3. Der Rat der Stadt Bergneustadt beschließt die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 69 – Wiebusch gemäß § 10 Absatz 1 BauGB vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04.01.2023 (BGBL. I Nr. 6) geändert worden ist i.V.m. §§ 7 Absatz 1, 41 Ab-
satz 1 Satz 2 Buchstabe g) Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) in 
den jeweils derzeit gültigen Fassungen, als Satzung. 

 
4. Der Bebauungsplan Nr. 69 – Wiebusch wird gemäß § 10 Absatz 3 BauGB in 

der nächsten Folge des Amtsblattes bekanntgemacht. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Im Anschluss an die Abstimmung weist Herr Andre Kleinpoppen darauf hin, dass 
es gerade mal 14 Monaten her sei, als er das Projekt hier im Krawinkel-Saal vorge-
stellt habe. Um das Gelingen eines solchen Projektes zu gewährleisten, sei das 
Zusammenarbeiten vieler Beteiligter von Nöten. Viele dieser Beteiligten blieben 
für den Außenstehenden unsichtbar. Erst durch ihr Mitwirken sei das Verfahren 
jedoch durchführbar gewesen. Daher bedanke er sich abschließend bei Prof. 
Hartmut Welters sowie namentlich bei allen Beteiligten der Stadtverwaltung und 
ihrer Vertretern ohne die das Verfahren in einer solchen Geschwindigkeit nicht 
realisierbar gewesen sei. Er weist im Besonderen darauf hin, dass ohne den 
Bergneustädter Bürgermeister das Verfahren gar nicht erst durchgeführt worden 
sei. Er kenne in Deutschland 60 Bürgermeister, davon 34 aus Nordrhein-
Westfalen, aber nur ganz wenige dieser Bürgermeister hätten sich ein solches 
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Projekt zu Eigen gemacht und unterstützt. Abschließend erklärt Herr Andre Klein-
poppen, dass es sich bei der Klimaschutzsiedlung in Bergneustadt um ein Leucht-
turmprojekt handele, das durchaus Strahlen könne. 
 

  
3. Abwasserbeseitigung  

hier:  Gebührennachkalkulation 2022  
 Erste Änderung des 23. Nachtrags vom 20.09.2021 zur Beitrags- und Ge-

bührensatzung und Satzung über den Kostenersatz bei Grundstücken zur 
Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneu-
stadt vom 10.12.1999 

0399/2023-FB 2 
  

Der Rat der Stadt Bergneustadt fasst folgenden 
 
Beschluss: 
 
1. Der Rat beschließt die dem Protokollbuch des Rates als Anlage-Nr. 1.024 beige-

fügte aktualisierte Gebührenbedarfsberechnung 2022 vom 06.04.2023 
 
2.  Der Rat beschließt folgende neue Gebührensätze ab 01.01.2022: 
 
 Schmutzwassergebühren 

- Vollanschlussgebühr 3,78 Euro/m³ 
- Vollanschlussgebühr für Verbandsmitglieder 1,71 Euro/m³ 
- Kleineinleitergebühr mit Klärschlammabfuhr (normal) 1,32 Euro/m³ 
- Kleineinleitergebühr mit Klärschlammabfuhr (Biogruben) 0,06 Euro/m³ 
 und 90,00 Euro/Abfuhr 
- Gebühr für die Abfuhr abflussloser Gruben 0,54 Euro/m³ 
 und 90,00 Euro/Abfuhr 

 
3. Der Rat beschließt die dem Protokoll als Anlage beigefügte erste Änderung des 

23. Nachtrags vom 20.09.2021 zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-
serungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 
10.12.1999. 

 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
  
4. Abwasserbeseitigung 

hier:  Gebührenbedarfsberechnung 2023  
 Erste Änderung des 24. Nachtrags vom 15.09.2022 zur Beitrags- und Ge-

bührensatzung und Satzung über den Kostenersatz bei Grundstücken zur 
Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneu-
stadt vom 10.12.1999 

0400/2023-FB 2 
  



- 73 - 

 

Der Rat der Stadt Bergneustadt fasst folgenden 
 
Beschluss: 
 
1. Der Rat beschließt die dem Protokollbuch des Rates als Anlage-Nr. 1.025 beige-

fügte geänderte Gebührenbedarfsberechnung 2023 vom 05.04.2023. 
 

2.  Der Rat beschließt folgende neue Gebührensätze ab 01.01.2023: 
 
 Schmutzwassergebühren 

- Vollanschlussgebühr 3,80 Euro/m³ 
- Vollanschlussgebühr für Verbandsmitglieder 1,74 Euro/m³ 

 
 Niederschlagswassergebühren 
 
 Die Niederschlagswassergebühr wird auf 0,92 € je Quadratmeter anrechen-

barer abflusswirksamer Fläche festgesetzt. 
 
3. Der Rat beschließt die dem Protokoll als Anlage beigefügte erste Änderung des 

24. Nachtrags vom 15.09.2022 zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-
serungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 
10.12.1999. 

 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
  
5. Straßenreinigung 

hier:  Gebührenbedarfsberechnung 2023 
 17. Nachtrag zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren vom 20.09.2007 (Straßenreinigungs- und Ge-
bührensatzung) 

0401/2023-FB 2 
  

Der Rat der Stadt Bergneustadt fasst folgenden 
 

Beschluss: 
 

1. Der Rat beschließt die dem Protokollbuch des Rates als Anlage-Nr. 1.026 beige-
fügte Gebührenbedarfsberechnung 2023 vom 01.03.2023. 

 
2. Mehr- oder/und Minderausgaben/-einnahmen sind beim Rechnungsabschluss 

durch Rücklagenentnahme oder –zuführung auszugleichen. 
 
3. Eine Gebührenänderung ist nicht erforderlich. Der bisherige 17. Nachtrag vom 

15.09.2022 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt 
Bergneustadt vom 20.09.2007 ist damit für 2023 weiterhin gültig.  
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 Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
  
6. Bestattungswesen  

hier:  Gebührenbedarfsberechnung 2023 
0402/2023-FB 2 

  
Der Rat der Stadt Bergneustadt fasst folgenden 
 
Beschluss: 
 
1. Der Rat beschließt die dem Protokollbuch des Rates als Anlage-Nr. 1.027 beige-

fügte geänderte Gebührenbedarfsberechnung 2023 vom 06.04.2023. 
 
2. Mehr- oder/und Minderausgaben/-einnahmen sind beim Rechnungsabschluss 

durch Rücklagenentnahme oder -zuführung auszugleichen. 
 
3. Eine Gebührenänderung ist nicht erforderlich. Der bisherige 15. Nachtrag zur 

Gebührensatzung der Stadt Bergneustadt für die Inanspruchnahme der Fried-
höfe vom 15.12.2003 ist damit auch für 2023 weiterhin gültig. 

 
 Abstimmungsergebnis: 31 Jastimmen, 3 Neinstimmen 

 
  
7. Einwohneranregung vom 27.03.2023 gemäß § 24 GO NRW des Schützenvereins 

Pernze-Wiedenest betr. Antrag auf Namensgebung der Zufahrt zum Schützen-
heim und Sportgelände Bergneustadt-Pernze in Karl-Faßbender-Weg 
0394/2023-FB 4 

  
BM Thul teilt mit, dass ein Antrag auf Namensgebung der Zufahrt zum Schützen-
heim und dem Sportgelände in Pernze eingegangen sei. Diese Zuwegung solle den 
Namen Karl-Faßbender-Weg erhalten. 
 
Stv. Kämmerer teilt zunächst mit, dass die Zufahrt zum Schützenheim und dem 
Sportgelände Pernze bisher noch keinen Namen trage. Aus diesem Grund bean-
tragen der Schützenverein Pernze-Wiedenest und der FC Wiedenest-Othetal ge-
meinsam mit der Unterstützung aller Vereine des oberen Dörspetals die Namens-
gebung für die bisher „namenlose“ Zuwegung in Karl-Faßbender-Weg. Karl Faß-
bender sei im vergangenen Jahr verstorben. Er habe sich besonderen Verdienste 
im Bereich des Mädchenfußballs erworben. Er hat den Mädchenfußball in den 
80iger Jahren im oberen Dörspetal eingeführt und die Beteiligten möchten an ihn 
dauerhaft erinnern. Stv. Kämmerer bitte den Stadtrat, den Antrag des Schützen-
vereins Pernze-Wiedenest, des FC Wiedenest-Othtals sowie aller Vereine des obe-
ren Dörspetals zu unterstützen. 
 
Anschließend, nachdem die Verwaltung aufgrund einer Nachfrage des Stv. Werni-
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cke erklärt, dass die Anlieger an dieser Zuwegung mit der Namensgebung einver-
standen seien, fasst der Rat der Stadt Bergneustadt einstimmig den Beschluss, die 
bisher unbenannte Zufahrt zum Schützenheim und Sportgelände in Bergneustadt-
Pernze in „Karl-Faßbender-Weg“ zu benennen. 

  
  
8. Antrag der CDU-Fraktion betr. Errichtung einer Kindertagesstätte mit Sprachför-

derung im Bereich der Innenstadt vom 22.03.2023 
0391/2023-FB 4 

  
Stv. Schulte erläutert für die CDU-Fraktion den vorliegenden Antrag. Er erklärt, 
dass es bekannt sei, dass es eine Unterdeckung an KiTa-Plätzen in Bergneustadt 
gebe. Der Oberbergische Kreis sei bestrebt, weitere KiTa-Plätze in Bergneustadt zu 
schaffen. Während mit dem geplanten Ausbau der GGS Hackenberg die Möglich-
keit zur Schaffung von KiTa-Plätzen für eine weitere Gruppe auf dem Hackenberg 
gegeben sei, sei im Innenstadtbereich der Bedarf so groß, dass nur ein KiTa-
Neubau in Frage käme. Die Bevölkerungsstruktur und die Schuleingangsuntersu-
chungen haben festgestellt, dass gerade im Innenstadtbereich ein deutlicher Be-
darf an Sprachförderung bestehe. Aus diesem Grund müsse die Einrichtung einer 
besonderen Sprachförder-KiTa im Innenstadtbereich beim OBK eingefordert wer-
den. Er bitte alle Fraktionen des Rates, diesen Antrag zu unterstützen. 
 
Stv. D. Grütz teilt mit, dass die SPD-Fraktion den Antrag der CDU mit dem Fokus 
auf die Errichtung einer Sprachförder- sowie Bewegungs-KiTa begrüße. Seine 
Fraktion unterstütze den Antrag ausdrücklich. Er weist jedoch auch darauf hin, 
dass es Angelegenheit des Rates sei, eine Fläche für den Bau einer KiTa im Innen-
stadtbereich zu finden. Beispielsweise könne eine KiTa auf dem städtischen Park-
platz an der Brückenstraße geschaffen werden. Dies solle jedoch lediglich als An-
regung in den Raum gestellt werden. 
 
BM Thul weist darauf hin, dass egal welchen Schwerpunkt diese KiTa habe, zu-
nächst eine geeignete Fläche gefunden werden müsse. Die Verwaltung sei bereits 
dahingehend unterwegs, eine Lösung bzw. eine geeignete Fläche zu finden. 
 
Im Anschluss fasst der Rat der Stadt Bergneustadt folgenden  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Bergneustadt fordert die Verwaltung auf, beim Oberbergischen 
Kreis den Bau einer neuen Kindertagesstätte mit Sprachförderung im Bereich der 
Innenstadt Bergneustadts einzufordern und einen geeigneten Standort im Innen-
stadtbereich zu suchen. Eine Ausgestaltung als „anerkannter Bewegungskinder-
garten“ wird empfohlen. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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9. Antrag der SPD-Fraktion betr. Gründung "STADTWERKE Bergneustadt" vom 
30.01.2023 
0406/2023-FB 4 

  
Nach einer ausführlichen Einführung durch Stv. D. Grütz des sich in drei Elemente 
aufspaltenden Antrags der SPD-Fraktion weist BM Thul darauf hin, dass dieser für 
ihn zweierlei Dimensionen beinhalte. Zum einen werde die Frage gestellt, ob ein 
Stadtwerk gegründet werde. Zum anderen müsse im Kern festgestellt werden, 
was gemacht werden solle. Die erste Frage könne seiner Meinung nach zur Zeit 
nicht abschließend beantwortet werden. An der zweiten Frage, dem Klimaschutz 
käme niemand vorbei. Aber auch hier müsse erst einmal geklärt werden, womit 
man sich beschäftige und wie man es mache. Dabei tauchen dann viele weitere 
Fragestellungen auf. Fragen zum Vertrags-, Planungs- und Baurecht etc. Fragen, 
die zunächst geklärt werden müssen. Erfolgen die Planungen für das gesamte 
Stadtgebiet Bergneustadts oder lediglich quartiersweise. BM Thul erklärt, dass 
Frau Julia Schalles sich bereits im Bereich der Altstadt mit diesem Thema befasse. 
Um die Angelegenheit konstruktiv zu er- bzw. bearbeiten, stelle er den Antrag zur 
Geschäftsordnung, den Antrag in den Ausschuss für Umwelt und Zukunftsfragen 
und den Bau- und Planungsausschuss zu verweisen. In einer gemeinsamen Sitzung 
unter der Moderation des Klimaschutzmanagers und Frau Julia Schalles sollen hier 
im Rahmen eines Brainstormings alle Fragen zusammengetragen werden. Um die 
Diskussion zu diesem Thema jedoch nicht zu unterbinden, weist BM Thul darauf 
hin, dass er den Antrag zur Geschäftsordnung erst nach Abschluss der Aussprache 
stellen werde. 
 
In einer sich anschließenden Diskussion teilen alle Fraktionsvorsitzenden mit, dass 
sie den vorliegenden Antrag ausdrücklich unterstützen und sich dem Vorschlag 
des BMs auf Verweisung in die Ausschüsse anschließen werden. Alle Ratsfraktio-
nen sind sich einig, dass es wichtig sei, sich mit dem Thema der erneuerbaren 
Energien zu befassen und den Antrag der SPD-Fraktion weiter zu verfolgen.  
 
Bezogen auf den Vorschlag des Stv. Pektas, eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema 
zu bilden, erklärt BM Thul, dass eine solche nicht beschlussfähig sei. 
 
Abschließend teilt Stv. Kämmerer mit, dass er sich darüber freue, dass der Antrag 
Zustimmung finde. Er weist darauf hin, dass heute nicht entschieden werden sol-
le, ob ein Stadtwerk installiert werde. Es handele sich vielmehr um einen langjäh-
rigen Prozess, der nicht in zwei bis drei Jahren zu Ende sei. Vielmehr könne es 
sein, dass sich evtl. erst in zehn Jahren ein Ergebnis einstelle werde. 
Im Anschluss verweist der Stadtrat den vorliegenden Antrag der SPD-Fraktion 
betr. Gründung „Stadtwerke Bergneustadt“ vom 30.01.2023 einstimmig in eine 
gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Zukunftsfragen sowie Bau- 
und Planungsausschusses. 
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10. Antrag der SPD-Fraktion betr. Sonnige Schuldächer - Versorgung unserer Schu-
len mit Solarenergie vom 11.04.2023 
0407/2023-FB 4 

  
Stv. Kämmerer erläutert kurz den vorliegenden Antrag. Der Antrag solle der Kos-
tenreduzierung der Stadt dienen. Denn durch die Nutzung von Sonnenenergie 
wäre es zukünftig möglich, die Stromkosten zu senken und somit die Finanzen der 
Stadt zu entlasten. Hierzu sei eine Potentialanalyse aller städtischen Schulen not-
wendig. Im Nachgang der Potentialanalyse für die Dächer der städtischen Schule 
könne darüber hinaus gesprochen werden, für welche anderen städtischen Ge-
bäude es Sinn machen könnte, Photovoltaikanlagen zu errichten. 
 
Stv. Schulte teilt mit, dass in der Vergangenheit bereits Potentialanalysen aufge-
stellt wurden. Da sich aber zwischenzeitlich die Zeiten geändert haben, schlage er 
vor, eine neue Potentialanalyse zu erstellen. Diese solle jedoch nicht nur die städ-
tischen Schulen beinhalten, sondern alle städtischen Gebäude umfassen. 
 
Anschließend fasst der Rat der Stadt Bergneustadt folgenden 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, für die Dächer aller städtischen Schulen  
oder anderer Gebäude, die sich im Eigentum der Stadt Bergneustadt befinden, 
eine Potentialanalyse zur Nutzung von Solarenergie zu erstellen und dem Rat vor-
zulegen. Auf Grundlage dieser Erkenntnisse soll zeitnah ein Investitionsplan auf-
gestellt werden, der alle Schulen und Gebäude bestmöglich mit Photovoltaikanla-
gen ausstattet, so dass sich die Schulen und Gebäude so weitgehend wie möglich 
mit Solarenergie selbst versorgen können. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

  
11. Flüchtlinge / Asyl 

-FB 3 
  

Der Rat nimmt die der Einladung beigefügten aktuellen Zahlen zur Flüchtlingssitu-
ation mit Stand vom 17.04.2023 zur Kenntnis. 

  
  
12. Mitteilungen 
  
12.1. Finanzbericht in Zusammenhang mit Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine 

0392/2023-FB 2 
  

Der Rat der Stadt Bergneustadt nimmt die ihm vorliegende Mitteilung zum Fi-
nanzbericht in Zusammenhang mit Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine zur Kennt-
nis. 
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12.2. Vorlage des Entwurfs des Jahresabschlusses der Stadt Bergneustadt zum 

31.12.2022 
0396/2023-FB 2 

  
Der Rat nimmt den ihm vom Bürgermeister gemäß § 95 Absatz 1 GO NRW in Ver-
bindung mit § 95 Absatz 5 GO NRW zugeleiteten Entwurf des Jahresabschlusses 
zum Bilanzstichtag 31.12.2022 zur Kenntnis. 
 
Der beigefügte Entwurf des Jahresabschlusses schließt bei einer Bilanzsumme von 
175.593.147,89 € mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 3.431.935,73 € ab. Das 
Eigenkapital weist einen Betrag von 13.355.763,35 € aus. 
 
Das Verfahren zur Feststellung des Jahresabschlusses sieht vor, dass der Entwurf 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach § 95 Absatz 5 Satz 2 GO NRW 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat zugeleitet 
wird. Vor der Feststellung durch den Rat sind nach § 102 Absatz 1 GO NRW der 
Jahresabschluss und der Lagebericht durch die örtliche Rechnungsprüfung zu prü-
fen (Jahresabschlussprüfung). Nach § 102 Absatz 2 GO NRW kann die Gemeinde 
nach vorheriger Beschlussfassung durch den Rechnungsprüfungsausschuss dazu 
einen Wirtschaftsprüfer beauftragen. Gemäß § 96 Absatz 1 GO NRW stellt der Rat 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahresabschluss fest und ent-
scheidet über die Entlastung des Bürgermeisters. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss bedient sich regelmäßig eines Wirtschaftsprü-
fers zur Prüfung. Daher hat der  Rechnungsprüfungsausschuss in seiner Sitzung 
am 17.08.2022 die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Weber Thönes Linden GmbH 
mit der örtlichen Prüfung des Jahresabschlusses 2022 beauftragt. 
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses 2022 wurde am 30.03.2023 aufgestellt und 
bestätigt. Die Weber Thönes Linden GmbH hat am 17.04.2023 mit der Prüfung 
begonnen. Dem Rat (und damit auch den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsaus-
schusses) wird der Entwurf hiermit zur Kenntnis gegeben. 
 
Nach abschließender Prüfung wird der Entwurf dem Rechnungsprüfungsausschuss 
zur Bestätigung und dem Rat zur Feststellung sowie zur Entlastung des Bürger-
meisters vorgelegt. 

  
12.3. Haushaltsplan 2023 hier: Ermächtigungsübertragungen 2022 

0395/2023-FB 2 
  

Eine Auflistung der Ermächtigungsübertragungen gemäß § 22 Abs. 4 KomHVO ist 
beigefügt. 
 
Im Rahmen des Jahresabschlusses 2022 werden Ermächtigungen für Aufwendun-
gen und Auszahlungen in das Haushaltsjahr 2023 übertragen. Die Ermächtigungs-
übertragungen erhöhen die entsprechenden Positionen im Haushaltsplan 2023. 
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Auf das Haushaltsjahr 2022 wirken sich die Ermächtigungsübertragungen entspre-
chend ergebnisverbessernd aus. 
 
Die vorgesehenen Ermächtigungsübertragungen wurden durch die Verwaltung 
einer kritischen Prüfung unterzogen. Sie sind durch entsprechende Auftrags-
vergaben begründet. 

  
  
12.4. Haushaltsplan 2022  

hier:  nicht erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen/Auszahlungen 

0393/2023-FB 2 
  

Der Rat der Stadt Bergneustadt nimmt die ihm mit der Einladung vorgelegte Mit-
teilung über die nicht erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen/Auszahlungen im zweiten Halbjahr 2022 zur Kenntnis. 

  
  
13. Anfragen, Anregungen, Hinweise 
  
13.1. Anfrage des Stv. H. Grütz betr. Rettungsdienst Bergneustadt 

-BM 
  

Aufgrund der vorliegenden Anfrage teilt BM Thul mit, dass die Angelegenheit 
nicht in die Zuständigkeit der Stadtverwaltung falle. Daher habe er die Anfrage an 
den Oberbergischen Kreis weitergeleitet. Die Anfrage sei von Dr. Mühlenhaus be-
antwortet worden. Weiter führt er aus, dass der Kreis zugesagt habe, ab dem 1. 
Mai 2023 ein zusätzliches Rettungsfahrzeug plus Personal in der Talstraße zu sta-
tionieren. Er könne berichten, dass dies bereits erfolgt sei. 
 
Der Bitte einiger Stadtverordneten wird nachgekommen, zukünftig zur Einladung 
nachgereichte Unterlagen per Mail anzuzeigen. 

  
13.2. Anfrage des Stv. Pektas betr. Klimaschutzsiedlung 

-FB 4 
  

Aufgrund der Anfrage teilt BM Thul mit, dass momentan zwei Grundstücke ver-
kauft wurden. Mit einem dritten Interessenten stehe man in Verhandlungen. Zu-
dem stehe eine Zertifizierung  der Klimaschutzsiedlung mit dem Gütesiegel „Ener-
gy for Climate“ kurz bevor.  

  
13.3. Hinweis des Stv. Krieger betr. Verwendung von Unkrautvernichtungsmittel (Gly-

phosat) 
-BM 

  
Stv. Krieger erklärt, dass das „grüne Band“ an der Bahnstraße seiner Ansicht nach 
mit einem Unkrautvernichtungsmittel (Glyphosat) behandelt worden sei. Er weist 
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darauf hin, dass der Rat in der Vergangenheit beschlossen habe, auf Glyphosat zu 
verzichten. 
 
BM Thul teilt ausdrücklich mit, dass die Stadt kein Glyphosat benutze. Er sagt al-
lerdings zu, da sich das angesprochene Grundstück im Besitz der Fa. Martinrea 
befinde, der Angelegenheit nachzugehen. 

  
 

 

 

 

 

 

        03.05.2023 03.05.2023 

 
 
gez. 

  
 
gez. 

Matthias Thul 
Bürgermeister 

 Anja Mattick 
Schriftführer/in 
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Erste Änderung vom __.__.2023 des 23. Nachtrags vom 20.09.2021 zur Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt 
Bergneustadt vom 10.12.1999 
 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 
und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), in der zurzeit geltenden Fassung und des § 54 des Landeswas-
sergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1955, S. 926 / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung sowie des nordrhein-westfälischen Ausführungs-
gesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff. / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Bergneustadt in seiner Sitzung 
am __.__.2023 folgende erste Änderung des 23. Nachtrags zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung vom 10.12.1999 beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 9 Absatz 6 der Satzung in der Fassung des 23. Nachtrags wird wie folgt geändert:   
 
1. Unter Buchstabe a) wird die Angabe „2,12 EUR/cbm“ durch die Angabe „1,71 EUR/cbm“ er-

setzt. 
 
2. Unter Buchstabe b) wird die Angabe „4,18 EUR/cbm“ durch die Angabe „3,78 EUR/cbm“ er-

setzt. 
 
3. Unter Buchstabe c) wird die Angabe „0,46 EUR/cbm“ durch die Angabe „0,06 EUR/cbm“ er-

setzt. 
 
4. Unter Buchstabe d wird die Angabe „1,72 EUR/cbm“ durch die Angabe „1,32 EUR/cbm“ er-

setzt. 
 
5. Unter Buchstabe e) wird die Angabe „0,94 EUR/cbm“ durch die Angabe „0,54 EUR/cbm“ er-

setzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese erste Änderung des 23. Nachtrags vom 20.09.2021 zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 10.12.1999 tritt 
rückwirkend zum 01.01.2022 in Kraft.  
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Erste Änderung vom __.__.2023 des 24. Nachtrags vom 15.09.2022 zur Beitrags- und 
Gebührensatzung und Satzung über den Kostenersatz bei Grundstücksanschlüssen 
zur Entwässerungssatzung und zur Klärschlammsatzung der Stadt Bergneustadt 
vom 10.12.1999 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8, 
10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), in der zurzeit geltenden Fassung und des § 54 des Landeswas-
sergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1955, S. 926 / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung sowie des nordrhein-westfälischen Ausführungs-
gesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff. / 
SGV. NRW. 77), in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Bergneustadt in seiner Sitzung 
am __.__.2023 folgende erste Änderung des 24. Nachtrags zur Beitrags- und Gebührensatzung und 
Satzung über den Kostenersatz bei Grundstücksanschlüssen zur Entwässerungssatzung und zur Klär-
schlammsatzung vom 10.12.1999 beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 9 Absatz 6 der Satzung in der Fassung des 24. Nachtrags wird wie folgt geändert:   
 
1. Unter Buchstabe a) wird die Angabe „2,01 EUR/cbm“ durch die Angabe „1,80 EUR/cbm“ 
 
und 
 
2. unter Buchstabe b) wird die Angabe „4,07 EUR/cbm“ durch die Angabe „3,86 EUR/cbm“ 
 
ersetzt.  
 
 
 

Artikel 2 
 
Der durch den 24. Nachtrag wieder neu in die Satzung eingefügte § 9 Absatz 7 wird wie folgt ge-
ändert:  
 
1. Unter Buchstabe a) wird die Angabe „1,95 EUR/cbm“ durch die Angabe „1,74 EUR/cbm“ 
 
und 
 
2. unter Buchstabe b) wird die Angabe „4,02 EUR/cbm“ durch die Angabe „3,80 EUR/cbm“ 
 
ersetzt.  



 - 2 - 

  

 
 
 

Artikel 3 
 
In § 10 Absatz 6 wird die Angabe „1,03 €“ durch die Angabe „0,93 €“ ersetzt.  
 
 
 

Artikel 4 
 
In dem durch den 24. Nachtrag wieder neu in die Satzung eingefügten § 10 Absatz 7 wird die An-
gabe „1,01 €“ durch die Angabe „0,92 €“ ersetzt.  
 
 
 

Artikel 5 
 
Diese erste Änderung des 24. Nachtrags vom 15.09.2022 zur Beitrags- und Gebührensatzung und 
Satzung über den Kostenersatz bei Grundstücksanschlüssen zur Entwässerungssatzung und zur Klär-
schlammsatzung der Stadt Bergneustadt vom 10.12.1999 tritt rückwirkend zum 01.01.2023 in Kraft.  
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